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Gefährliches Treiben der Reaktion
Qu der Die Machtpolitik der Militariſten.

n der Frage der von der Entente geforderten Herab nder Reichswehr auf 100 000 Mann und in der Verbreitung en
logenen kommuniſtiſchen Putſchplänen arbeiten militariſtiſche und
bürgerliche Regaktion planmäßig Hand in Hand. Gegen die Forde-
rung der Entente wird von der Regierung wie von der Reaktion
mit gleich heftiger Weiſe Sturm gelaufen.

Unter der Führung des Generals Seeckt läßt die Offigiers
kamarilla alle Minen ſpringen, um die Herabſetzung der Reichs
wehrtruppen zu hintertreiben. Sie haben es bereits ſo weit ge
trieben, den Reichswehrminiſter Ge ßkler zum Rücktritt zu
zwingen. Geßler läßt im Regierungsblatt in der Deutſchen All
gemeinen Zeitung verkünden, daß er der erſte Kommiſſar der
öffentlichen Ordnung und Sicherheit geworden ſei, und wenn er
mit Rücktritt drohe, ſo bedente das die Unmöglichkeit, in Zukunft
für Ordnung und Sicherheit in Deutſchland einzuſtehen.

Ob Geßler wirklich zurücktreten wird, ſteht zurzeit noch nicht
feſt. Aber die politiſche Seite des angekündigten Schrittes
iſt nicht allzu ſchwer zu erkennen. Geßler iſt bereits ſo unter
den Druck der Generale geraten, daß der einfache Befehl
des Generals See Et genügt, um ihn zur Rücktrittsandrohung
zu bewegen. Die Militärs ſcheuen ſich nicht, zum Zwecke der Auf
rechterhaltung ihres für die Konterrevolution notwendigen 200 000-
Mann-Heeres eine nene innen- und außen politiſche
Kriſe heraufzubeſchwören. Die Rücktrittsandrohung des Reichs
wehrminiſters Geßler kann nicht anders aufgefaßt werden, als daß
von militäriſcher Seite verſucht wird, eine neue, innerpolitiſch
völlig unklare Situation zu ſchaffen, um innerhalb dieſer Situation
die Forderungen und Abſichten der Militärs mit illegalen, dikta
toriſchen Mitteln durchſetzen zu können.

Die Offiziersclique ſpielt alſo ein ganz gefährliches Spiel und
beſchwört damit neue ſchwere Konflikte mit der Entente heranuf.
Denn zu glauben, daß ſich die Entente durch die deutſchen Militärs
irgendwie in ihren Entſcheidungen beeinfluſſen laſſen wird, das
iſt heller Wahnſinn. Aber die deutſche Militürreaktion verfolgt
gleichwohl ihre wahnwitzigen Pläne weiter. Sie arbeitete mit
allen Mitteln auf den Bürgerkrieg mit Maſchinengewehren, Hau
bitzen und giftigen Gaſen hin, und dazu brauchen ſie eben eine
ſchlagfertige, moderne und große Armee.

Neue ſchwere Gefahren und neues Unglück bedrohen alſo wieder
das dentſche Volk. Mehr als je muß daher die deutſche Ar
beiterklaſſe wachſam und zur Abwehr gerüſtet ſein!
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Eine Erklärung des Reichswehrminiſters.
Nach einer Meldung der Berliner Morgenpoſt erklärte der

Reichswehrminiſter dem Vertreter des Matin, das deutſche Volk
bedürfe, um ſich zu erhalten und ſeinen Verpflichtungen nachkom-
men zu können, einer Armee von 200 000 Mann. Die Ereigniſſe
der letzten Monate hätten bewieſen, daß 100 000 Mann nicht ge
nügten. Betrüge das deutſche Heer nur 100 000 Mann, ſo müſſe
man große Teile deutſchen Gebietes ohne Schutz laſſen. Außerdem
bedeute die Entlaſſung von 100 000 Mann eine Gefahr, da die
Entlaſſenen meiſt zu extremen Parteien gingen.

Die Schuld der Regierung.
Zur Abrüſtungsfrage ſchreibt H. v. Gerlach in der letzten

Nummer der Welt am Montag: „Die Abrüſtung vor allem iſt nicht
bloß eine Forderung der Entente, ſie liegt auch im wohlverſtande
nen eigenen Jntereſſe des Volkes und iſt praktiſch
nicht leicht durchzuführen. Das war ja das politiſche Ver-
brechen Noskes, daß er, ſtatt allmählich abzurüſten, immer
neue Werbungen vornehmen ließ. Nun haben wir noch die un-
nötig große Menge Soldaten und Offiziere. Man könne ſie nicht
einfach auf die Straße ſetzen und ſie auf die Erwerbsloſenunter-
ſtützung verweiſen, nachdem die Regierung ſelbſt in jener Zeit ſie
in dieſen unproduktiven Beruf hineingezogen habe. Man muß ſie
wenigſtens eine gewiſſe Zeit ſicherſtellen, wie es früher ja auch ge
ſchah, wenn durch geſetzliche Maßnahmen Arbeitermaſſen z. B. in
der Zigarreninduſtrie brotlos wurden. Aber ſie ſollen nicht mehr
bewaffnet bleiben, ſie ſollen für angemeſſene Zeit ſo verſorgt wer
den, daß ſie ſich nicht für den anderen Tag zu ſorgen brauchen,
daß ſie ſich nach nützlicher Arbeit in einem bürgerlichen Beruf
umſehen können. Heute ſcheinen ſie eine Gefahr für das Ausland;
ſind eine Gefahr für den inneren Frieden, ſind ſie un-
produktiv, bleiben unproduktiv, wie es Soldaten immer bleiben.“

Vor der Wahl des Reichspräſidenten
Der Neichspräſident hat folgendes Schreiben an den

Reichskanzler gerichtet:
Nach H 2 des Geſetzes über die Wahl des Reichspräſidenten vom

4. Mai 1920 (Reichsgeſetzblatt Seite 849) hat der Reichstag
den Tag für die Präſidentenwahl zu beſtimmen. Jch bitte Sie,
Herr Reichskanzler, veranlaſſen zu wollen, daß der Reichstag den
Wahltag alsbald beſtimmt.

Holde Eintracht in der neuen Regierung.
Berlin, 26. Juni. (WTB.) Heute nachmittag 4 Uhr fand

die erſte Sitzung des neuen Kabinettös ſtatt. Zunächſ
leiſteten der Reichskanzler und die neu in die Regierung einge-
tretenen Miniſter den Eid auf die r v r m
verzüglich in die Erörterung des neuen Programméede erngg eingetreten, über das vbllige Ueber
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B er lin, 28. Juni (WTB.) Die zweite heutige Sitzung des
Reichstages ſoll ausſchließlich der Ausſprache über die in der
erſten Sitzung abzugebende Erklärung des neuen Kabi-
netts dienen und zwar werden an dieſem Tage nur die Redner
der ſozialdemokratiſchen Parteien ſprechen. Am Mitt-

woch kommen die anderen zu Worte. Der Lok.-Anz. hört außer
dem, es ſei nunmehr mit Beſtimmtheit damit zu rechnen, daß der
Zentrumsabgeordnete Dr. Braun ſein Einverſtändnis erkläre,
den Poſten des Reichsarbeitsminiſters anzunehmen.

Schwere Niederlagen der Polen.
Erfolgreiche ruſſiſche Offenſive.

Haag, 26. Juni. (Hollandſch Nieuwsbureau.) Die ſeit einem
Monat ſtändig angekündigte große bolſchewiſtiſche Offen-
ſive, die dann jedesmal wieder dementiert wurde, ſcheint nun
mehr tatſächlich auf der ganzen Linie eingeſetzt zu haben.

Jn dem amtlichen Moskauer Berichte heißt es heute, daß infolge
des Eingreifens der ruſſiſchen Kavallerie in die vorderen polniſchen
Linien folgendes Ergebnis erzielt ſei:

1. Die 2. polniſche Armee iſt außer Gefecht geſetzt.
2. Die 3. polniſche Armee in der Gegend von Kiew iſt von ihren

hinteren Verbindungen ab geſchnitten.
3. Die 6. polniſche Armee in der Gegend von Polonſk hat in

ihrer rechten Flanke die Stütze verloren und ihren Rückzug
bereits begonnen.

Weiter ſagt der Bericht:
Ausgehend von dem Einbruch in die polniſche Front hat die

ruſſiſche niederſchmetternde Offenſive uuf der ganzen
Front begonnen. Die 3. polniſche Armee hat auf die Gefahr hin,
ganz in unſere Hände zu fallen, ihre Konvois, Depots und Laper
vernichtet JhrRückzugiſtin Flucht ausgeartet. Ein
Teil der Armee iſt in unſere Hände gefallen, ein anderer Teil hat
ſich über die Felder und Wälder zerſtreut. Dem Reſt gelang
es, über Kompoſten ſich einen Rückweg zu bahnen. Jedenfalls
exiſtiert die 3. pol niſche Armee nicht mehr. Die
ganze Gegend von Juto (7) iſt von brennenden Konvois und
Autos aller Arten erfüllt. Wir haben 70 Geſchütze, 250 Maſchinen
gewehre, ungezählte Gewehre und Kanonen erbeutet. Die Rote
Armee marſchiert auf der ganzen Front vorwärts.

Keine Anterſtützung den Polen
Das Weſteuropäiſche Sekretariat der Kommuniſtiſchen

Jnter nationale erläßt an die Proletarier aller Länder
Weſteuropas einen Aufruf, in dem zur Verhinderung des
Transports von Waffen, Munition und Heeres-
bedarf an die gegen die Sowjetrepublik kämpfenden Heere
Polen s aufgefordert wird. Es heißt in dem Aufruf:

Arbeiter, Arbeiterinnen! Folgt dem ſchönen Beiſpiel, daß
euch Schweſtern und Brüder in Trieſt und anderen italie-
niſchen Städten gegeben! Fo' die nämlichen Beſchlüſſe,
die die beſten engliſchen werkſchaften gefaßt
und durchgeführt haben. Haltet alle Transporte an, von denen
ihr wißt oder vermutet, daß ſie zur Unterſtützung des polniſchen

eldzuges beſtimmt ſind. Nicht ein Waggon mit Mordwerkzeug,
leidung, Stiefeln uſw. für die polniſchen Truppen, mit Werk-

zeugmaſchinen für die mit Hilfe des franzöſiſchen Kapitals ent
ſtandenen polniſchen Munitionsfabriken, darf die Grenzen eures
Landes überſchreiten. Die Arbeitsmittel, Arbeitskräfte und
Verkehrseinrichtungen dürfen nur einem Zwecke dienen:
Lebensbedarf zu erzeugen, der dem Elend der arbei-
tenden, darbenden Maſſen ſteuert.

Der Aufruf ſagt zum Schluß daß den vereinigten Kapita
liſten die Macht der einigen Proletarier gegenüber-
geſtellt werden müſſe. Jndem die weſteuropäiſchen Arbeiter den
ruſſiſchen Brüdern und Schweſtern helfen, verteidigen ſie ihre
eigenen Jntereſſen. Ein unbezwungenes Räterußland iſt ein
Unterpfand für den Frieden und die Freiheit aller Völker.

Die Türkei unterzeichnet nicht.
Konſtantinopel, 26. Juni. Die türkiſche Friedensabord-

nung in Paris hat aus Konſtantinopel den Auftrag erhalten,
der Entente mitzuteilen, daß die türkiſche Regierung ſich un-
bedingt weigern werde, irgendeinen Friedensvertrag zu
unterzeichnen, der das Land ſpalte.

Amſterdam, 26. Juni. Wie die Times aus Konſtantinopel
erfährt, wird die türkiſche Friedensdelegation die auf Smyrna
und Thrazien bezüglichen Beſtimmungen des Vertrages ablehnen
und Einwendungen gegen eine Kontrolle der Dardanellen durch
einen internationalen Ausſchuß erheben, die mit der Souveränität
der Türkei unvereinbar ſei. Endlich werde die türkiſche Delegation
gegen die Ueberlaſſung türkiſcher Häfen am Schwarzen Meer, in
Armentien, ſowie gegen die finanziellen und die auf Kapitulation
bezüglichen Beſtimmungen proteſtieren.

Der Generalſtreik in Ktalien. Secolo meldet aus Luino,
geſtern nachmittag ſei der Generalſtreik verkündet wor-
den. Aus Ankong wird gemeldet, daß es unter gewiſſen
Truppenteilen des 11. Berſaglieri- Regiments zur Meuterei

einſtimmung erzielt wurde. und zu Gewalttätigkeiten gegen alle zur Wiede herſtellung
der Ordnung herbeieilenden Karabinieris gekommen ſei.

für Reklame, anſchließend an den dreigeſpaltenen Textſeitenteil.

Der Dolchſtoß von hinten.
E. P. Um es vorweg zu ſagen: es handelt ſich diesmal nicht um

den berühmten Ludendorffſchen Dolchſtoß, der von der „Heimat“ in
den Rücken der deutſchen Front geführt worden iſt, ſondern jetzt be
findet ſich der blinkende Stahl in den Händen der Unab-
hängigen Sozialdemokratie, die die glorreiche Koal i
tionsfront meuchlings niedergeworfen hat. So ſtellt es der
Vorwärts feſt und ſo wird es auch den Leſern der rechtsſozialiſti
ſchen Provinzpreſſe ſeit dem 6. Juni dargeſtellt. Wichtige Macht-
poſitionen, ſo hören wir von dieſer Seite, muß die Arbeiterklaſſe
räumen, weil ſie durch den Stoß, den die Unabhängigen in ihren
Rücken ausführten, unhaltbar geworden ſeien. Die Verantwortung
dafür hätten wir zu tragen. Sehen wir zu, welche „Machtpoſitionen“
dieſer Dolchftoß ins Wanken gebracht hat.

Jm November l6l18 waren die militäriſchen und politiſchen
Gewalten des alten Regimes zuſammengebrochen. Die Arbeiter-
klaſſe befand ſich im Beſitz der politiſchen Macht, ſie brauchte nur die
notwendigen Maßnahmen durchzuführen, um dieſe Macht dauernd
zu befeſtigen. Die gewaltige Mehrzahl des Volkes ſtand hinter der
Revolution, und es galt, ſie weiter zu führen bis zu ihrem Ziele:
der Verwirklichung des Sozialismus. Welches war damals die
Aufgabe einer wirklichen ſozialiſtiſchen Partei? Die Reſte des kläg-
lich zuſammengebrochenen Syſtems zu beſeitigen und eine Wirt-
ſchafts- und Staatsordnung aufzurichten, die den Jntereſſen des
Proletariats, der geſamien werktätigen Bevölkerung entſprach. Von
Anfang haben die Rechtsſozialiſten dieſe Aufgabe ſabotiert; hatten
ſie vorher den revolutionären Ausbruch mit allen Mitteln der Liſt
und der Gewalt zu unterdrücken verſucht, ſo ging nach dem 9. No-
vember ihr Streben dahin, die Auswirkungen der Revolution zu
verhindern und die alte arbeiterfeindliche Wirtſchafts und Staats
verfaſſung aufs neue zu befeſtigen. Die Rechtsſozialiſten bildeten
nur notgedrungen mit den Unabhängigen zuſammen den Rat der
Volksbeauftragten. Die Verbindung mit den bürgerlichen Parteien
hatten ſie niemals aufgegeben, und auch jetzt beſtand ihre Haupt-
ſorge darin, die bürgerlichen Parteien zur Mitarbeit und zum
Wiederaufbau heranzuziehen. Sie förderten alle Unternehmungen,
die die arbeiterfeindlichen Einrichtungen des alten Klaſſenſtaates
wiederherzuſtellen geeignet waren, ſie verhinderten jeden Verſuch,
die Gunſt der revolutionären Stunde zu nützen und die Forderungen
des Sozialismus zu verwirklichen. So blieb den Unabhängigen
Sozialdemokraten ſchließlich nichts anderes übrig, als aus der Re
gierung auszutreten und die Arbeiterſchaft zum Kampfe gegen das
Treiben der Rechtsſozialiſten aufzurufen.

Nunmehr ſetzten die Rechtsſozialiſten ihre gegenrevolutionäre
Tätigkeit mit verſtärktem Eifer fort. Nach einer Anſtandspauſe
bildeten ſie mit den kapitaliſtiſchen Parteien der Demokratie und
des Zentrums die Koalition, die bis zum 6. Juni 1920 ge-
dauert hat. Nachdem an dieſem Tage die Koalitionspolitik ſo kläg-
lich zuſammengebrochen iſt, wurden wir von den Rechtsſogzialiſten
aufgefordert, ſie erneut fortzuſetzen und damit die Verant-
wortung nicht nur für die Zukunft, ſondern auch für die Ver-
gangenheit der Koalitionspolitik zu übernehmen. Mit andern
Worten geſagt, die Rechtsſozialiſter wünſchten, daß wir uns an dem
Bankrott, den ihre Politik erlitten hat, beteiligen und unſere Aktiven
noch in ihre Konkursmaſſe hineinwerfen ſollten. Das mußte ſelbſt
verſtändlich abgelehnt werden.

Was hat denn die von den Rechtsſozialiſten mit den bürgerlichen
Parteien anderthalb Jahre betriebene Koalitionspolitik dem Prole-
tariat eingetragen? Ein Jahr lang war ſie gekennzeichnet durch den
Noskekurs. Dabei muß feſtgeſtellt werden, daß an allen
Schandtaten, die im Namen Noskes an der Arbeiterſchaft und an
der Revolution verübt worden ſind, nicht dieſer Mann allein ſchuld
iſt; die Verantwortung dafür trägt die ganze rechtsſozialiſtiſche
Partei, die unzählige Male ihrem Noske ihr Vertrauen ausge-
ſprochen und noch in den Tagen des KappPutſches verſucht hat, ihn
in der Regierung zu halten. Dieſe Noske-Politik iſt gebrandmarkt
durch das Blut von Tauſenden erſchlagenen Proletariern; gegen ſie
zeugt der Fluch aller jener Revolutionäre, die in Zuchthäuſern, in
Gefängniſſen, in der Schutzhaft vergraben worden ſind. Der Be
lagerungszuſtand, die militäriſche Willkürherrſchaft, die Schand
urteile der Klaſſenjuſtiz bilden ihre äußeren Merkmale.

Was war das übrige Ergebnis der Koalitionspolitik?
Eine revolutionäre Errungenſchaft nach der andern wurde beſeitigt.
Die Arbeiterräte wurden ihrer Rechte beraubt; an ihre Stelle ſetzte
man die Betriebsräte, die nach dem Willen der Koalitionsregierung,
der bürgerlichen Parteien und der Rechtsſozialiſten nichts anderes
ſein ſollten, als was die alten Arbeiterausſchüſſe geweſen ſind. Der
Militarismus, die Bureaukratie, die Junkerherrſchaft, die Klaſſen
juſtiz, alle arbeiterfeindlichen Einrichtungen des alten Klaſſenſtagats

wurden wieder aufgerichtet. Die Steuergeſetzgebung der
Koalitionsregierung ließ den beſitzenden Klaſſen die unbeſchränkt
Möglichkeit, ihre Vermögen und Einkommen dem Eingriff des
Staates zu entziehen der minderbemittelten Bevölkerung dagegen
wurde durch eine ungausgeſetzte Vermehrung der indirekten Steuern
und Abgaben, wurde beſonders durch das Reichseinkommenſteuer
geſetz der größte Teil der Staatslaſten auferlegt. Welcher Segen
für die Arbeiterſchaft quillt doch alletn aus dem Steuerabzug
vom Lohn, mit dem in dieſen Tagen begonnen wurde

konzert den Ton an, die Rechtsſozinliſten durften l
vegfeiterden Jnſtrumenten mitſpielen. Jeder Verſuch einer wirk

Die beiden kapitaliftiſchen Parteien gaben in dem KMalitions-
iglich guf den

lichen Sogialifterung wurde verhindert. Während die Arbeiterklaſſe
immer mehr verelendete, konnten die Unternehmer rieſenhafte Ge-
winne ein Unier dem Aufbau der Wirtſchaft verſtand
dieſe Regierung nicht etwa die Verwirklichung ſozialiſtiſcher Forde-

ſtrerchen
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rungen, ſondern die dige Wiederherſtellung der Vorrechte der
kapitaliftiſchen Mächte.

Dieſe Koalitionspolitik mußte geradewegs zum 18. März,
zum Tage des Kapp-Putſches, hinführen. Aber jetzt war doch noch
einmal der Zeitpunkt gekommen, wo die Fragen, die im November
1918 cufgeworfen, aber nicht gelöſt waren, beantwortet werden
konnten. Die Organiſationen der Arbeiter, Angeſtellten und Be
amten ſtellten ihre acht Forderungen, die die Wiederkehr
reaktionärer Putſche verhindern und Uebergangsmaßnahmen zur
Verwirklichung des Sozialismus vorbereiten ſollten. Es muß feſt
geſtellt werden, daß bisher nicht eine dieſer Forderungen erfüllt
worden iſt. Die Reich s wehr befindet ſich noch vollkommen in
den Händen der gegenrevolutionären Elemente. Der Belage-
rungszuſtand beſteht in Bavern bis auf den heutigen Tag, im
übrigen Reiche iſt er nur auf Drängen der Unabhängigen Sozial
demokratie und gegen den Willen der Regierung aufgehoben worden.
Die Putſchiſten laufen noch immer ſtraffrei herum. Mit einer
wirklichen Sozialiſierung iſt noch nicht einmal der Anfang
gemacht worden. Die Lebensmittelverſorgung der
arbeitenden Bevölkerung iſt ſo ſchlecht wie je. Auf den Acht-
ſtundentag werden von den Mitgliedern der Koalitionsparteien
die heftigſten Angriffe gerichtet, die Akkord arbeit ſoll überall
wieder eingeführt, die Löhne ſollen abgebaut werden. Jnfolge
der von nationaliſtiſchem Geiſte beſeelten Auslandspolitik
der Koalitionsregierung iſt es bis heute noch nicht gelungen, zu
freundſchaftlichen Beziehungen zu den anderen Völkern zu kommen.
Mit Sowjet- Rußland haben wir noch immer keinen Frieden.

Und dieſe Koalitionspolitik ſollten wir gemeinſam mit den
Rechtsſozialiſten fortſetzen, ſollten an unſerm Teil dazu beitragen,
daß die revolutionäre Entwicklung auch künftig gehemmt, daß die
völlige Wiederherſtellung des alten Klaſſenſtaates in noch ſchnelle-
rem Tempo vor ſich gehen ſoll? Ein glattes Nein konnte nur
die Antwort ſein.

Für die Arbeiterſchaft kann es nur eine Loſung geben: Zu-
ſammenfaſſung aller Kräfte des Proletariats zur Verwirklichung
des Soziglismus, ſchärfſter Kampf gegen die Regktion und ihre
Verbündeten, gleichviel unter welchem Namen ſie auftreten, keine
Gemeinſchaft mit den bürgerlichen Parteien, bei der das Proletariat
noch immer der geprellte Teil geweſen iſt. Nicht die Fortſetzung der
Koalitionspolitik, die Weiterführung des rechts ſozialiſtiſchen
Bankrotteurdaſeins iſt unſere Aufgabe, ſondern die Eroberung der
politiſchen Macht durch die Arbeiterklaſſe. Jede Koalitionsvpolitik
mit dem kapitaliſtiſchen Bürgertum muß die Arbeiterklaſſe ver-
wirren, ſpalten und ſchwächen. Jm Kampfe gegen den Kapitalis-
mus und gegen die Reaktion iſt die Arbeiterbewegung groß geworden
und nur im Kampfe gegen die Mächte der Vergangenheit wird dieArbeiterklaſſe ihr giel die Verwirklichung des Sozialismus,
erreichen.

Das blamierte Reichswehr-
miniſterium.

Der Ruhm des Staatskommiſſars für die öffentliche Ordnung,
Dr. Weißmann, in der Neuinſzenierung einer antibolſche-
wiſtiſchen Hetze hat das Reichswehrminiſterium nicht ſchlafen laſſen.
Es hat deshalb ſchleunigſt ebenfalls in die neue Hetzorganiſation
eingegriffen. Die Preſſeſtelle des Reichswehrminiſteriums, deren
Leiter der Major Giehrl iſt, hat deshalb dem Korreſpondenten
des Chicago Tribune, Miſter Brown, einen „Lagebericht“ zugehen
laſſen und in dieſem Bericht behauptet, daß in der Umgegend von
Berlin und in Pommern, ſowie in Mitteldeutſchland große
Konzentrationen von Truppenverbänden der Roten Armee bis zu
20 Kompagnien Stärke im einzelnen Verbande ſtattfänden. Dieſe
Truvppenverbände ſollen angeblich militäriſche Uebungen mit und
ohne Waffen veranſtalten. Als der Vertreter des Reichswehr-
miniſteriums am 25. Juni in der Preſſekonferenz von unſerem
Berliner Vertreter erſucht wurde, das poſitive Material für dieſe
allgemeinen Behauptungen vorzulegen, bekannte er ſich zwar
zu dieſem Bericht und wiederholte die allgemeinen Anſchuldi-
gungen, erklärte ſich aber außerſtande, irgend welches
Material mitzuteilen, dagegen werde der Preſſechef der
Reichskanzlei, Herr Breuer, entſprechendes Material bekanntgeben.
Mit größtem Jntereſſe ſah man deshalb den Mitteilungen des
Herrn Breuer entgegen. Die allgemeine Spannung löſte ſich zum
größten Teil in ſchallende Heiterkeit, nur die verdutzte Rechtspreſſe
verharrte in eiſigem Schweigen. Der Preſſechef der Reichskanzlei
verlas nämlich Berichte über die Uebungen einzelner Turnvereine
auf dem Tempelhofer Felde und in Chemnitz, die ſich auf an-
gebliches Handgranatenwerfen mit Steinen und Stöcken erſtreckten
und auf Marſchübungen. Sämtliche Berichte, die der Vertreter der
Reichskanzlei verlas, endeten mit der Feſtſtellung, daß keinerlei
kommuniſtiſche Putſchabſichten beſtänden, daß von einer kommuni-
ſtiſchen Putſchgefahr keinesfalls geſprochen werden könne. Selbſt
wenn es ſich um Kindereien einzelner hyperradikaler Elemente
handele, ſo ſeien das eben lediglich Kindereien, die inſofern un-
gefährlich ſeien, da ſich Waffen in irgendwie größerem Umfange
nicht im Beſitz der Betreffenden befänden. Der Vertreter des
Reichswehr miniſteriums mußte es ſich gefallen laſſen, daß auch er
in eine Reihe mit dem Staatskommiſſar für die öffentliche Ord-
nung geſtellt wurde, der ſich ſtillſchweigend den Vorwurf leicht-
ſinniger Verleumdung gefallen laſſen muß. Der Vertreter des
Reichswehrminifteriums ſchwieg auch, als ſein Verhalten aus
der Preſſekonferenz heraus als unerhört bezeichnet wurde. Der
Blamage des Staatskommiſſars für die öffentliche Ordnung
ſchliefzt ſich nunmehr die Blamage des Reichswehr-
miniſteriums an. Obwohl die antibolſchewiſtiſche Hetze
damit genügend entlarvt ſein dürfte, wird man wohl kaum hoffen
können, daß damit die Aera dieſer konterrevolutionären Treibe-
reien beendet iſt.

Frechheit, dein Name ift
Die Mordſtudenten von Marburg.

Jn der Marburger Oberh. Ztg. veröffentlicht das ehemalige
Marburger Zeitfreiwilligenkorps folgende Er-
klärung:

„Der Richterſpruch lautet auf Freiſprechung. Unſer bisheriges
Schweigen, das für uns Pflicht war, um nicht den Anſchein zu
erwecken, als ob wir Gericht und öffentliche Meinung beeinfluſſen
wollten, werden wir brechen, ſobald das Urteil rechtskräftig ge-
worden iſt. Erſt dann können und werden wir mit allen zur Ver-
fügung ſtehenden rechtlichen Mitteln uns Genugtuung ver-
ſchaffen von denen, die ſich nicht geſcheut haben, in Verleumdung
und Gehäſſigkeit den Prozeß gegen die Angehörigen des Mar-
burger Studentenkorps für ihre parteipolitiſchen Jntereſſen aus-
zunutzen.“

Wie ſie ſich dieſe „Genugtuung“ welch eine Frechheit! zu
verſchaffen gedenken, das verraten dieſe Schandbuben zunächſt noch
nicht. Vielleicht, meint die Freiheit, gedenken ſie bei der nächſten
beſten Gelegenheit wieder einen „Fluchtverſuch“ zu vereiteln. Das
iſt ja die beſte Gelegenheit dazu, verhaßte Gegner loszuwerden.
Einſtweilen erfreuen ſich die Herren ja noch ihrer ungeſtörten
Freiheit, der neue Reichsjuſtizminiſter Dr. Heine dürfte kaum
Reigung zeigen, ſie darin zu ſtören, und vielleicht iſt es ihn n ſoga;
möglich, über kurz oder lang als Richter, Staatsanwälte, Theologe:
oder Regierungsbeamte das Werk der „Genugtuung“ zu vollenden
das ſie in Mechterſtedt ſo verheißungsvoll begonnen haben. Jn

Marburg wurde einer der Bekaſtungs zeugen brieflich auf
gefordert, für die Mörder günſtig auszuſagen, da es darauf
ankäme, „gegen die Arbeiter zuſammenzuhalten“.
Dieſer Geſinnungsgemeinſchaft der Mörder muß die Arbeiter
klaſſe die Geſinnungsgemeinſchaft der Nichtmörder entgegen
ſetzen. Hat es die Juſtiz unterlaſſen, das Verbrechen in ent-
ſprechender Weiſe zu ſühnen, ſo muß die Arbeiterklaſſe die Täter
wenigſtens der öffentlichen Verachtung preisgeben. Hier iſt die
Liſte der Helden von Mechterſtedt:

die Studenten: Göbel, Engelbrecht, Jahn, Kraus, Herhaber,
S Schüler, Springer, Blum, Undelmann, Koch, Völker, Voß,

ger.
Arbeiter, prägt euch dieſe Namen ins Gedächtnis, ſagt ſie euren

Kindern, damit ſie ſich forterben, verkündet es überall, daß dieſe
14 Studenten das Verbrechen von Mechterſtedt verübt haben,
ohne daß ſich in Deutſchland ein Richter fand, die
Schuldigen zu beſtrafen

Die Empörung des Hungers.
Neue Teuerungsunruhen.

Seit Jahr und Tag erträgt das deutſche Volk in immer ſteigen-
dem Maße einen Lebensmittelwucher, der vor Schamloſigkeit zum
Himmel ſtinkt. Aber au chdieſes Blutabzapfen habgieriger Vampire
und dieſes Saugen am Marke des Volkes mußte einmal ſeine
Grenze finden. Am Ende ſeiner Langmut, macht ſich das Volk in
ſeiner Verzweiflung in Taten von Selbſthilfe Luft, und es kommt
zu Teuerungsunruhen. Auch heute liegen darüber aus den ver-
ſchiedenſten Teilen des Reichs wieder Nachrichten vor. Wenn es bei
früheren Empörungsausbrüchen des Volkes, ſo namentlich in Süd
deutſchland, zu Ausſchreitungen und Gewalttätigkeiten gekommen
iſt, ſo iſt das, wie jetzt feſtſteht, meiſt das Werk von Lockſpitzeln
und Provokateuren, die dabei im Trüben zu fiſchen hofften.
Jn Stuttgart z. B. hetzten ſolche Burſchen die Maſſen an, das
Rathaus zu ſtürmen. Dabei waren die demonſtrierenden Arbeiter
natürlich ſämtlich ohne Waffen. Die Stuttgarter Arbeiter ließen
ſich nicht provozieren. Jn UIl m dagegen gelang es einem als
Schleichhändler bekannten Fettwarenhändler, die Demonſtranten
zu Angriffen auf das Rathaus und das Juſtizgebäude zu bringen.
Der Bürgermeiſter wurde im erſten Vorſtoß mißhandelt, dann aber
von einem führenden Genoſſen der Unabhängigen Partei wirkſam
geſchützt. Dieſer unabhängige Sozialdemokrat erſuchte ausdrücklich,
kein Militär und keine Polizeiwehr kommen zu laſſen, er werde die
Arbeiter in Ruhe vom Marktplatz bringen. Ein Polizeiwehrhaupt-
mann Henrichſen ließ dieſe Mahnungen unbeachtet. Er ſchickte
ſeine Polizeiwehr mit gefälltem Bajonett unter die wehrloſen Maſ-
ſen, wozu Offiziere in Zivil, die ſich dort herumtrieben, lebhaft Bei
fall klatſchten. Als die Volksmenge durch ſolche Provokationen er
regt Schmähungen ausſtieß, wurde von der Polizeiwehr unter die
Menge geſchoſſen. Einige Tote und Verwundete lagen am Boden.
Dann umſtellte ein Bataillon Reichswehr mit Geſchützen und Ma-
ſchinengewehren den Marktplatz und feuerte in die zuſammen-
gedrängten und eingeſchloſſenen Volksmaſſen. Jetzt blieben fünf
Tote, 15 Schwer- und 30 Leichtverwundete auf dem Platze. Reichs
wehr- und Polizeipatrouillen durchzogen während der Nacht und
andern Tags die Stadt und zwangen die Arbeiter, ſie zu grüßen.

Die Betriebsräte wählten einen Aktionsausſchuß, der an den Ge
meinderat die Forderung geſtellt hat, den Polizeihauptmann Hen-
richſen ſofort zu entlaſſen. Die Arbeiter traten dann in den
Generalſtreik ein.

Stuttgart. (WTB.) Jn Heidenheim rückten heute früh
Abteilungen der Polizeiwehr und der Verkehrswehr ein und beſetz-
ten die Stadt. Die „Haupträdelsführer“ des Aktionsausſchuſſes,
der von der Arbeiterſchaft zur Kontrolle der amtlichen Stellen ein
geſetzt war, wurden in Haft genommen. Ueber die Stadt iſt der
Ausnahmezuſtand verhängt worden. Die Auslieferung
der nach Auflöſung der Einwohnerwehr an einen Teil der Arbeiter-
ſchaft verteilten Waffen wurde bis heute mittag 12 Uhr verlangt.
Die Arbeiterſchaft ſtreikt ſeit Mittwoch.

Die Verhängung des Ausnahmezuſtandes iſt natürlich ein reiner
Willkürakt und völlig un geſetzlich. Aber von der Regierung
Ebert und Genoſſen iſt man ja nichts anderes gewohnt: Sie läßt
Wucher und Teuerung bis zur Unerträglichkeit anwachſen, und
wenn dann das Volk in ſeiner Verzweiflung zur Selbſthilfe greift,
wird es mit Nosketen, Maſchinengewehren und Belagerungszuſtand
„beruhigt“.

Weitere Unruhen
werden gemeldet:

Main z 26. Juni. Die Teuerung für Obſt und Gemüſe hat
auf dem geſtrigen Wochenmarkt in Mainz zu ſtürmiſchen Auftritten
geführt. Jn aller Frühe kamen die Verbraucher und Arbeiter in
großen Scharen auf den Markt und ſetzten die Preiſe ſelbſtändig
herab. Wo die Händler ſich zur Wehr ſetzten, wurden die Körbe mit
Gewalt geleert und verkauft. Teilweiſe wurden die Waren auf die
Erde geſchüttet und zertreten. Jn vielen Lebensmittelgeſchäften
ſetzten die Verbraucher ſelbſt die Preiſe feſt. Die Polizei war mit
ihren ſchwachen Kräften ſo gut wie machtlos. Einige Verhaftungen
wurden vorgenommen.

Duisburg, 26. Juni. (WTB.) Auf dem hieſigen Gemüſe-
nnd Obſt markt erzwang eine große Menſchenmenge die Her
abſetzung aller Preiſe für Obſt und Gemüſe. Die Händler
mußten Kirſchen für 2 Mk. das Pfund verkaufen, Gurken für 1 Mk.,
alle anderen Preiſe wurden annähernd um die Hälfte herabgeſetzt.
Zu Zwiſchenfällen kam es nicht. Ein ſtarkes Polizeiaufgebot ſorgte
für die Aufrechterhaltung der Ruhe.

Magdeburg, 26. Juni. (WTVB.) Auf dem hieſigen Woche n-
markt kam es morgens infolge der hohen Lebensmittelpreiſe zu
Ausſchreitungen, die ſchließlich in Tätlichkeiten ausarteten. Be
rittene Polizei ſäuberte den Platz und die angrenzenden Straßen
und ſtellte die Ruhe wieder her.

Hamburg, 26. Juni. Jn mehreren Stadtvierteln kam es heute
vormittag zu Lebensmittelunruhen. Einzelne Gruppen der Volks
menge drangen in die Lebensmittelgeſchäfte und Grünwarenläden
ein und zwangen die Geſchäftsinhaber, die Ware zu billigen
Preiſen abzugeben. Auf dem Großen Neumarkt kam es zu einem
Zuſammenſtoß zwiſchen der Sicherheitswehr und der Volksmenge.
Die Wehr gab mehrere Schreckſchüſſe ab. Darauf flüchtete die
Menge in die benachbarten Straßen.

Jn den Abendſtunden wurde der Ausnahmezuſtander-
klänrt.

Die wachſende Arbeitsloſigkeit.
Nach den Mitteilungen des Reichsarbeitsminiſteriums beträgt

die Geſammtzahl der Erwerbsloſen am 1. Juni nicht weniger als
61 541 weibliche und 208 900 männliche Perſonen, ſo daß an etwa
270 000 Arbeitsloſe mit 252 623 Angehörigen Unterſtützung gezahlt
wird. Zu dieſer großen Zahl arbeitswilliger Menſchen, die mit
den kleinen Beträgen der Unterſtützung nicht im entfernteſten ihren
notdürftigen Unterhalt zu beſtreiten vermögen, kommen die zahl-
ofen Arbeiter, die infolge der Betriebseinſchränkungen

nur 24 oder 30 Stunden die Woche arbeiten und natürlich mit dem
verringerten Lohn auch nicht leben können. Es gibt keine
dringendere Aufgabe als die Löſung dieſer Probleme unſeres Ar

beitomarktes. Von ſhr hängt die Exiſtenz von Millionen unſerer
Volksgenoſſen ab. Dazu kommt aber, daß die Güternot nicht mit
Erwerbsloſenunterſtützung beſeitigt werden kann, vielmehr einzig
und allein die ſchärfſte Anſpannung aller Kräfte. Da die
kapitaliſtiſche Wirtſchaft offenſichtlich nicht imſtande iſt, dieſer
Aufgabe gerecht zu werden, muß die organiſierte Arbeiterſchaft
alles verſuchen, utn die Löſung der brennenden Fragen in gemein
wirtſchaftlicher Form zu erzwingen. Welche Stellung die neue
Regierung demgegenüber einnehmen wird, kann uns allerdings
kaum zweifelhaft ſein, denn ſie hat nicht umſonſt die Wirtſchafts
miniſterien mit ern beſetzt, die Vertreter der ſchärfſten
kapitaliſtiſchen Intereſſen ſind.

Stillegung der Schuhfabrikation in Elſaß-Lothringen. Die Ver
einigung der Schuhfabriken von ElſaßLothringen hat einſtimmig
beſchloſſen, die Fabrikation einzuſtellen, weil der Verkauf in den
Schuhgeſchäften faſt völlig aufgehört hat. Der Beſchluß tritt am
15. Juli in Kraft.

Der Bohykott gegen Angarn.
Der Jnter nationale Gewerkſchaftsbund will

mit der ungariſchen Regierung verhandeln. Fimmon, der
Sekretär des Jnternationalen Gewerkſchaftsbundes, hat vor An
tritt der Reiſe nach Wien, folgende Erklärung abgegeben:

„Der Bohykott ſoll ungeſchwächt fortgeſetzt werden, nur die ver
ſchärften Maßnahmen, die am Sonnabend beginnen ſollten, ſollen
vorläufig ſo lange, bis die Verhandlungen beendet ſind, nicht an
gewandt werden. Soweit ich Berichte erhalten habe, wird der
Boykott in Deutſchland, Frankreich, Belgien, Oeſterreich und der
Tſchechoſlowakei ſtreng durchgeführt. Zuverläſſige Berichte aus
Südſlawien und aus Polen habe ich noch nicht erhalten. Wenn
ich nicht glaubte, daß die Verhandlung eine Grundlage bilden
könnten für die Aufhebung des Boykotts, dann würde ich nicht
nach Wien gehen. Den von unſerm Verband geſtellten Forde-
rungen habe ich nichts hinzuzufügen. Jch habe auch bereits der
ungariſchen Regierung mitgeteilt, daß dieſer Boykott nicht auch auf
die ungariſche Politik im weiten Sinne Einfluß ausüben, ſondern
lediglich dem Weißen Terror ein Ende machen ſollen, damit die
Arbeiterbewegung in Ungarn ſich in derſelben Weiſe entwickeln
kann, wie in andern Ländern.“

Wien, 26. Juni. Die Delegierten des internationalen
Gewerkſchaftsbundes für die am Montag im Staatsamt des
Aeußern beginnenden Verhandlungen in der Boykott-
frage ſind heute abend hier eingetroffen.
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Von der Beſtie Horthy.
Budapeſt, 27. Juni. Das Organ Horthys verkangt ver

mehrte Machtbefugniſſe für den Reichsver-
weſer. (1) Dieſer ſollte das Parlament auflöſen und
über den Generalſtab und die Armee als oberſter Kriegs-
herr ohne verfaſſungsmäßige Einmiſchung verfügen können.
Das ſei beſſer, als eine Regierung aus hohlköpfigen Partei
vertretern.

Auch der Eiſen ſchädel des Blutmenſchen Horthy dürfte bald
ſeinen Bezwinger finden!

Noske ſoll wieder „regieren“!
Eine Zeitlang war es ſtill um den von der Arbeiterſchaft wegen

ſeiner Blutpolitik mit Recht verachteten und verhaßten Gewalt
menſchen. Mit dem Ausbruch des von ihm verſchuldeten
Kapp-Putſches ſchien das Maß ſeiner politiſchen Sünden voll, und
nach den vergeblichen Verſuchen ſeiner rechts ſozialiſtiſchen Freunde,
vor allem Eberts, ihn auch jetzt noch zu halten, verſchwand er
zunächſt in der Verſenkung. Wer da aber gemeint hatte, für
immer, der hatte die politiſche Moral der Partei des Revo-
lutionsverrats noch zu hoch eingeſchätzt. Jetzt, wo die Wahlen
vorüber ſind, erſcheint er wieder und ſchnellt wieder nach oben,
Wie amtlich gemeldet wird, iſt „der frühere Reichswehrminiſter
Noske zum kommiſſariſchen Oberpräſidenten von Han-
nover ernannt worden.“

Unter den Gerechten der Scheinſogzialdemokratie herrſcht ob dieſer
Beförderung des großen Mannes eitel Freude. Selbſt der Vor
wärts iſt darüber ganz entzückt, denn er ſchreibt: „So ſehr wir
die Verſäumniſſe des Gen. Noske als Reichswehrminiſter zu tadeln
gezwungen waren, fo ſehr freuen wir uns, daß ſeiner unzweifel-
haft großen Befährgung an anderer Stelle Gelegenheit gegeben
wird, ſich zu betätigen.“

Noskes Ernennung zum Oberpräſidenten von Hannover iſt, wie
die Freiheit treffend ſchreibt, eine freche Herausforde-
rung. Denn Noske iſt nicht etwa ein Mann, der bloß eine ver
fehlte Politik getrieben hat; der Menſch iſt als Perſon wider
wärtig und eine Provokation für jeden, der reinlich und anſtändig
empfindet. Er hat nicht nur ſein Schergenhandwerk mit häß ichen
und rohen Reden begleitet; der Mann iſt vor allem doch ſo unſäglich
dumm geweſen, iſt in ſo tölpelhafter Weiſe den Militärs herein-
gefallen, daß es eine blanke Unmöglichkeit ſein müßte, dieſen
Menſchen noch zu einem hohen Staatsamt zu berufen. Wenn ein
Noske zu einem Oberpräſidenten taugt, ja wer taugt dann nicht
viel beſſer dazu? Denn klüger, befähigter und anſtändiger ſind
Millionen und Millionen in Deutſchland.

Dieſe Ernennung beweiſt, daß ſich die rechtsſozialiſtiſche
Führerſchaft noch heute mit ihrem Noskeſolidariſch
fühlt. Es war nur ein Wahlmanöver, daß ſie den Mann
nicht zum Reichstag kandidieren ließen. Deshalb warteten ſie mit
der Ernennung bis nach den Wahlen. Jhre wirkliche Geſinnung
offenbart dieſe Verſorgung Noskes mit einem hohen Staatsamt.
Herr Ebert hat ſeinen Schützling gut untergebracht, denn wir
vermuten, daß ſein Einfluß bei dieſer Ernennung nicht zum ge
ringſten den Ausſchlag gegeben hat.

Den rechts ſozialiſtiſchen Arbeitern aber, die ſich
über die Geſinnung ihrer Führer noch immer Jlluſionen hingeben,
mag dieſe Verhöhnung ihres Willens, Noske in der Verſenkung
verſchwinden zu laſſen, eine bittere Lehre ſein.

Am das Mandat Klara Jetkins.
Die bürgerlichen Schmocks ſind außer ſich vor Freude, ſie wiſſen

zu erzählen, daß die Wahl der kommuniſtiſchen Abgeordneten t
Klara Zetkin angefochten ſei. Gegen die Gültigkeit ihres
Mandats werde eingewandt, daß ihr bürgerlicker Name nach ihrer
Verehelichung Frau Klara Zundel lautet, während Zetkin lediglich
ihr Schriftſtellername iſt.

Wenn die Wahl der Genoſſin Zetkin wirklich vor das Wahl
prüfungsgericht kommt, wird ſich gleich erweiſen, ob dieſes Gericht
höher einzuſchätzen iſt, als die anderen Klaſſengerichte. Der Fall liegt
hier ſo klar, daß nur einſeitigſte Parteilichkeit gegen die Kommuniſtin
Zetkin das Mandat kaſſieren könnte. Wahlrecht und alle Entſchei
dungen legen den Hauptwert darauf, daß kein Zweifel über die Perſon
des Kandidaten beſtehen kann. Nun, in der deutſchen Arbeiterbewe
gung gibt es ſeit 30 Jahren nux eine Zetkin, kein Wähler iſt im
Zweifel, wen er mit der Liſte Zetkin gewählt hat und auch kein
Wahlleiter kann im Zweifel ſein wer unter Zetkin gemeint, ob nun
dabei noch der Name Zundel ſteht oder nicht. Darauf allein aber
W c daß einwandfrei feſtſteht, welche Perſönlichkeit gewählt
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führer Alois Mun a ſprechen

onfereng der kommunifriſchen Internationale

Stockholm, 8. Juni. Bei der vorbereitenden Konferenz
des geſchäftsführenden Ausſchuſſes der kommuniſtiſchen
gnter nationale in Moskan waren nach einer „Roſta“

eldung Vertreter der Kommuniſtenparteien Rußlands, Ame
rikas, Jtaliens, Polens, Ungarns, Auſtraliens
und Hollands, ſowie der linke Flügel der deutſchen Unab
hängigen zugegen. Aus Frankreich wohnten Cachin und
Brouſet der Sitzung bei. Lenin hielt zum Schluß eine Rede
über die Bedeutung der Diktatur des Prole-
tariats für die Gegenwart. Er führte u. a. aus: Propaganda,
Agitation und Demonſtrationen Jahr aus Jahr ein müßten das
Proletariat auf die Uebernahme der Macht vorbereiten. Er be
tonte, daß der kommuniſtiſche internationale Kongreß ſich nicht
von den ſchwankenden Elementen irreführen laſſen, ſondern ſich
ſtärker als je zum Hauptfaktor für die kommuniſtiſche Weltrevo
lution organiſierem ſolle.

Karl „von Gottes Gnaden“.
Se. Majeſtät Schiebergeſchäfte.

Dieſer Tage erſcheint im Drei-MaskenVerlag in München eine
Broſchüre: Czernin und die Sixtus- Affäre von dem

rafen Auguſt Demblin, der von 1917 bis 1918 als Vertreter des
Aeußeren und Vertrauensmann Czernins dem Kaiſer Karl zugeteilt
war. Nach der Münchener Zeitung ſtellt die Broſchüre authentiſch
feſt, daß der frühere Kaiſer Karl ſeinen Außenminiſter wiederholt
hintergangen und angelogen hat, und daß die ganze moraliſche
Sphäre um den letzten Habsburger voll Lüge, Betrug und Verrat
ar. Wie die Broſchüre zugibt, hat Graf Czernin einen vollen Sieg

er deutſchen Waffen ebenſo gefürchtet, wie den Sieg der Entente,
weil er Oeſterreich unter das Joch Deutſchlands gebracht hätte. Be
ſonderes Jntereſſe erweckt der Hinweis auf die Erzberger-
Affäre, durch die zuerſt das Vertrauen Czernins zu Kaiſer Karl er
ſchüttert war. Jedoch führten nicht ſolche rein politiſchen Vorgänge
den Bruch herbei.

Was dem Faß den Boden ausſchlug, war, daß ſich die Familie
Parma auch mit Schiebergeſchäften abgab, wobei auf
Koſten des öſterreichiſchen Volkes unter dem Deckmantel der Wohl
tätigkeit Millionen verdient wurden. Als Czernin die Beſchlag
nahme einer Schiffsladung Kakao und Kaffee, die für die Familie
Parma ein Bombengeſchäft bedeutete, durchſetzen wollte, benutzte die
Kaiſerin die Gelegenheit der SixtusBriefAffäre, um ſich dieſes
Aufpaſſers zu entledigen.

Auch dieſer ehemalige Gottesgnadenmenſch aus dem Hauſe
Habsburg iſt wie unſer großer Wilhelm eine beſonders feine
Nummer aus dem Geſchlechte der Halbgötter. Solche Größe und
ſolcher Herrſcherhochſinn, wie ihn dieſe beiden ehemaligen (achl)
ſo jäh aus „ſteiler Höhe“ geſtürzten Götterlieblinge verkörper
ten, muß ja die Bewunderung aller echten teut ſchen „Patrio
ten“ Studenten, Backfiſche und Säuglinge einbegriffen! er
regen und ſie in tiefſten Schmerz darüber verſetzen, daß dieſe beiden
Höhenmenſchen die Welt nicht mehr mit ihres „Thrones Glanze“
erfüllen ſollen

Notizen.
Der Landarbeiterſtreik in Pommern iſt nach 20ſtündigen Ver

handlungen zum Teil beigelegt. Die Arbeit wird ſofort
wieder aufgenommen werden.

Mißhandlung eines Kommuniſten. Olmütz, 27. Juni.
kam es anläßlich einer Verſammlung, in der der Kommuniſten-

wollte, zu Skandalſzenen. Etwa
800 tſchechiſche Legionäre ſtürzten ſich auf Mung, verprügelten ihn
und verſchleppten ihn in ihre Kaſerne. Später wurde Muna in
ſchwerverkettem Zuſtande in das Krankenhaus ein
geliefert.

Das neue portngieſiſche Kabinett ſetzt ſich aus 5 Demokraten,
2 Mitgliedern der Volkspartei, 3 Unabhängigen und einem
Sozialiſten zuſammen.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 28. Juni 1920.

Erhöhung des Bezugspreiſes für das Volksblatt.
Der Bezugspreis des Volksblattes muß leider vom 1. Juli ab

erhöht werden. So bedauernswert das iſt, eine neue Papierpreis
erhöhung haben die Preßkommiſſion und Geſchäftsleitung dazu
gezwungen, den Preis von 450 Mk. auf 6 Mk. für den Monat
heraufzuſetzen. Die kapitaliſtiſche Profitwirtſchaft verſchont nicht
das Zeitungsgewerbe. Holz und Kohle werden beſonders zur Her
ſtellung von Zeitungspapier gebraucht. Die Kohlenpreisſteigerung
iſt bekannt. Die Holzpreiſe haben eine gewaltige Höhe erreicht.
Dazu kommen noch all die andern Teuerungserſcheinungen, ſo daß
die Papierfabriken, die auch nicht zu knappe Gewinne erreichen
wollen, die Papierpreiſe von Monat zu Monat erhöhen. Die
Zeitungen müſſen wiederum mitgehen, wenn ſie nicht ihr Er-
ſcheinen einſtellen wollen. Sie leiden nicht nur unter der Teue-
rung, ſondern auch die Rationen, die ſie erhalten, werden ihnen
nur ganz gering zugemeſſen. Es gibt wohl nichtrationiertes
Papier zum Preiſe von 15 bis 20 Mark für zwei Pfund, den die
Arbeiterblätter aber nicht bezahlen können, ſo daß die kapita
liſtiſche Preſſe eher in der Lage iſt, ſich für gewiſſe Zwecke ein
zudecken.

Daß ſich die neue Preiserhöhung nicht umgehen läßt, zeigen
nachſtehende en:Jeder e n monatlich 1 Kilogramm Papier. Da das
Kilo Papier vom 1. Mai an 40 Mk. koſtet bleiben monatlich nur
noch 70 Pf. für alle anderen Ausgabew übrig. Jnfolge erhöhter
Trägerlöhne und Verſandkoſten (Portoerhöhung, Teuerung des
Packmaterials uſw.) ſteigt die Ausgabe auf monatlich 5,10 Mk.
Das iſt ſchon mehr als der Leſer zahlen ſoll. Da der Leſer aber
nicht weißes Papier, ſondern bedrucktes erhält. mit wertvollem
Jnhalt, der von der Redaktion, dem Setzer und Druckerperſonal
hergeſtellt wird, erhöhen ſich die Unkoſten gewaltig. Die Löhne und
Gehälter mußten der Teuerung angepaßt werden, die Fernſprech-
gebühren ſtiegen. Die Inſeraten und Umſatzſteuer brachte neue
Laſten. Gas und Elektrizität werden ſtändig höher. Der Preis
für Zeitungsfarbe iſt heut gegen den Friedenspreis um 2650 Pro-
zent geſtiegen.er Leſer werden daher einſehen, daß nicht anders gehandelt
werden kann. Den Kapitaliſten könnte es ſo paſſen, wenn ſie durch

die andauernde Preiserhöhung der Arbeiterpreſſe das Lebenslicht
ausbl könnte. Dann hätten ſie freie Bahn. Dazu darf esnicht man Genau wie das tägliche Brot, braucht das Prole-
tariat ſeine Preſſe. Wir ſind überzeugt: unſere Leſer werden uns

die Treue bewahren, in der Erkentnis, daß die neue Bezugspreis
erhöhung ni verhindern war.Nigge dere Preſſe muß ebenfalls den Preis erhöhen,

ſoweit ſie nicht direkt durch Kapitaliſtengelder zu reaktionären
Zwecken durchgehalten wird. Unſere Leſer werden gerade angeſichts
der ſchwierigen Lage, in der ſich die geſamte Arbeiterpreſſe befindet,
neue Abonnenten für das Volksblatt werben und unſer Blatt zu
einer noch ſtärkeren Waffe gegen den Kapitalismus für den Sozia
lisnus ausbauen

Zum Tode vexurteilt!
Am Sonnabend, den W. Juni, en der 386 BergmaWilli re W ne dherekaden Walter

Bernhard (Eisleben) wegen ordes in Tateinheit mit
ſchwerem Raub vor dem ericht. Sie waren
geklagt, am 1. November 1919 den Muſiker Gerſtenberg gemei
mit Ueberlegung ermordet und beraubt c ben.

nung der Muſiker Gerſtenderg0 Am r T 1. November 1919 de
on ſeiner Wok jung weg, um einer Verein ichkeit beizuwohnen.

Kurz nach 8 Uhr wurde er noch geſehen, dann war verſchwunden.
Die Nachforſchungen blieben zunächſt erfolglos. Am 16. Februar
wurde auf einem Acker eine bis aufs d entkleidete Leiche aus

Tochter des Muſikers G. als die ihres Vaters2tägt. die von der
nnt wurde. Die Leiche wies erhebliche Verletzungen auf. Durch

Geſpräche im Eislebener Gefängnis, wo die beiden Angeklagten wegen
anderer Delikte ſaßen, kamen die beiden in den Verdacht der Täter

M

Das Gift der Lügenpreſſe.
Die bürgerlich-kapitaliſtiſche Lügenpreſſe mit ihren ungeheuren

Geldmitteln ſtrebt mit gewiſſenloſer Rückſichtsloſigkeit nach immer
größerer Erweiterung ihrer Macht und ihres Einfluſſes auf die
Volksmeinung. Ganz planmäßig kauft die Schwerinduſtrie, kauft
der Stinneskonzern bürgerliche Zeitungen auf. Dieſes Aufkaufen
iſt zurückzuführen auf die großen Dienſte, welche die bürgerliche
Preſſe bei der

Niederringung des Proletariats
ſeit der Revolution geleiſtet hat. Den Einfluß, den man bisher
durch die Lügenverbreitung militäriſcher und amtlicher Nach-
richtenſtellen ausgeübt hat, will man unabhängig machen von den
Zufälligkeiten, die eine Wandlung in den politiſchen Verhältniſſen
bringen könnte. Der Widerſtand vieler Maſſenaktionen des Prole-
tariais iſt gebrochen worden durch die Schwindelnachrichten, die
vom reaktionären Lügenapparat über das ganze Reich geſchwemmt
wurden. Es wart

die Methode des Kriegspreſſeamtes
mit der Noske bei ſeinem Einzug ſeine politiſchen Gegner als
Plünderer und Mörder ausſchrie. Es war der durch Nachrachten
ſtellen und Preſſeämter organiſierte Volksbetrug, der das baltiſche
Abenteuer ermöglicht hat. Es iſt dieſelbe Methode, die im Ruhr-
revier die Arbeiterſchaft um ein Stück ervberter Macht gebracht
und Tauſende ihrlicher und tapferer Menſchen einer rache- und
blutgierigen Offizierskaſte ausgeliefert hat. Selbſt jeder großen
Lohnbewegung iſt im Vorjahr die ganze rechts von uns ſtehende
Preſſe in den Rücken gefallen, indem jeder Streik als nur bolſche-
wiſtiſch denunziert wurde. Die Methode durch Preſſelügen die noch
nicht ganz zielklaren Teile der Arbeiterſchaft zu irritieren und von
Maſſenaktionen abzuſprengen, iſt eine ebenſo wirkſame Macht des
Kapitalismus wie die bewaffnete Garde, die ſeine Geſchäfte be
ſorgen. Die Arbeiterſchaft als Geſamtheitiſteinig
und unbeſiegbar, ſolange ſie die Wahrheit vor
Augen ſieht. Jhre Macht iſt gebrochen, wenn es gelingt,
groſten Teilen des arbeitenden Volkes durch Lügen den klaren Blick

über öffentliche Vorgänge zu trüben Wir haben
die kapitaliſtiſche Preſſe als Machtfaktor im Klaſſenkampf
nicht hoch genug gewertet. Sie iſt dem Militarismus ebenbürtig.
Doch der ungreifbar wirkenden, verräteriſchen Macht der Lügen-
preſſe kann ſich das Prvoletariat am leichteſten entziehen. Da
gegen, daß wir als Produzenten und Konſumenten bis aufs Blut
ausgebeutet werden, haben wir nur den Streik, der uns das Opfer
des Hungers koſtet. Gegen die Machtmittel des Militarismus
haben wir nur unſere vpferbereiten Herzen und Arme, die wir
unter Umſtänden daran ſetzen müſſen. Doch die Macht der Lügen-
preſſe ſtützen die Arbeiter ſelbſt. Denn keine Gewalt kann ſie
zwingen, die Blätter ihrer Klaſſengegner zu kaufen und zu leſen.
Wenn auch der Kapitalismus Millionen aufwendet, um ſich in der
Preſſe eine willfährige Lügendirne zu erhalten, die Millionen
wären nutzlos verynlvert, wenn nicht die Arbeiter neue Millionen
hinzutragen würden. Nicht nur die Verblendeten, die Waffen gegen
ihre Klaſſen- und Volksgenoſſen richten, auch diejenigen, die mit
ihrem Geld das letzte Bollwerk des Klaſſenſtaates verſtärken, ſind
Stützen des Kapitalismus. Jeder Arbeitergroſchen, der
einer bürgerlichen Zeitung zufällt, iſt
ein Verbrechen an unſeren Klaſſenintereſſen.

Arbeiter, Angeſtellte! Bedenkt dies! Macht euch nicht
mitſchuldig an dieſem Verbrechen. Fördert und unterſtützt

die unabhängige ſozialiſtiſche Arbeiterpreſſe!
Sie allein vertritt eure Jntereſſen. Sie zu einer immer

machtvolleren und wuchtigeren Waffe im Befreiungskampfe des
Proletariats zu geſtalten, das muß jeder Arbeiter als ſeine vor-
nehmſte Pflicht erachten. Und dieſe Pflichterfüllung iſt dringender
und notwendiger denn je. Darnm: Werbt unermüdlich neue
Leſer

für das Volksblatt!

Geeneeſchaft. Haake gab dann auch zu, Kleider des Gerſtenberg im Beſitz
gehabt zu haben. Gegenüber ſeinen früheren Ausſagen legte Haake
vor Gericht ein umfaſſendes Geſtändnis ab. Er ſei, als er an dem
betreffenden Tage mit Bernhard auf der Landſtraße ging, verärgert
geweſen. Als ihn dann plötzlich ein Mann angeſtoßen habe, ſei er
darüber ſo in Zorn geraten, daß er auf den Betreffenden eingeſchlagen
habe, bis dieſer zuſammenbrach. Dann wüßte er gar nicht mehr, was
weiter geſchehen ſei. Er habe dann die Leiche in dem Acker vergraben,
die Kleider in einen Sack geſteckt und dem Bernhard, der 200 Meter
vom Tatort entfernt gewartet habe, auf ſeine Frage; was in dem
Sock wäre, erklärt: Das wirſt Du ſchon ſehen! Dann ſeien beide zu
einer Frau Dietze gegangen, um die mit Blut beſpritten Kleidungs-
ſtücke zu waſchen. Frau Dietze hatten ſie ſo lange in ein Zimmer ge
ſperrt. Später habe ſie die Sachen gebügelt. Da die Kleider aber
doch nicht ganz ſauber geworden waren, hätten ſie dieſe in ein Baſſin
geworſen, wo ſie auch ſpäter gefunden wurden.

Die Geſchworenen bejahten die Schuldfrage desMordes und Raubes bei Hanke während bei Bernhard
nur Begünſtigung des Mordes und Raubes augenommen
wurde. Der Staatsanwalt beantragte daraufhin für
Todesſtrafe wegen Mordes in Tateinheit mit ſchwerem Raub, und

für Bernhard eine Strafe von 1 Jahr 6 Monate Zuchthaus und

Haake die

auf die Dauer von Jahrenwerer an rdes 77 u mit und für
Bernhard auf 1 rer 2 Menate Zuchthaus ſowie Aberkennung
der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer von fünf Jahren.

Leiſtungen der Volksfürſorge.
Die kapitaliſtiſchen cherungsunternehmungen find im

Grunde t r als Jnſtitute zur Gewinnung von Profit,
nd letzten nicht weiter als vorzügliche Verſicherungen der
ktionäre gegen die Gefahr, ihren Lebensunterhalt durch der

e Saft We neie gewerkſchaftlich genoſſenſchaftli erſicherungsaktiengeſeliſchaft in Hamburg. For Leiſtungen im erſten Vierteljahr 1920
zeigen den weſentlichen Unterſchied zwiſ
tiſchen Verſicherungsunternehmungen. Die neueſte Nummer der
zolksfürſorge berichtet darüber: Es ereigneten fich 299 Todes

fälle; die eingezahlte Prämie beljef ſich auf 24 842,17 Mk. die aus
gezahlte Verſicherungsſumme auf 111 780 Mk. Davon waren im
erſten Verſicherungsjahr ſtehende Unfälle 18, die eingezahlte
Prämie 886,50 M. die ausgezahlte Verficherungsſumme 15 28250
Mark. Es kommt ſomit auf jeden Unfall durchſchnittlich an ein
gegahlter Prämie 18,36 Mk. an ausgezahlter Verſicherungsſumme
846 Mk J vollen Verſicherungsjahr 1919 betrug die Zahl der
Todesfälle 896, die darauf eingezahlte Prämie 70 221 Mk. die aus
gezahlte Verſicherungsſumme 269 654 Mk. Von dieſen Todesfällen
waren Unfälle im erſten Verſicherungsjahr 38, die eingezahlte
Prämie betrug 750 Mk., die ausgezahlte Verſicherungsſumme
24 792 Mk. Das ſind durchſchnittlich für jeden Unfall eingezahlte
Prämie 19,74 Mk., ausgezahlte Verſicherungsſumme 652,42 Mk.

Damit vergleiche man die Leiſtungen der kapitaliſtiſchen Ver-

n ihr und den kapitali-

ſicherungsunternehmungen, und es wird den Angeſtellten und Ar-
beitern nicht ſchwer fallen, ſich zu entſcheiden, wo ſie eine Verſiche-
rung eingehen müſſen.

Metallarbeiter. Mittwoch, den 30. Juni, abends 6 Uhr, ſämtliche
Heizungsmonteure, um 7 Uhr Betriebsräte und Vertrauensleute.
Donnerstag, den 1. Juli, abends 7 Uhr, Mitgliederverſammlung, mit
unſerem Vorſitzenden Robert Dißmann als Redner. Sämtliche Ver
anſtaltungen finden im Volkspark ſtatt. (Siehe Jnſerat). Die vor
geſehene Verſammlung mit Referent und Korreferent über die Zu
ſammenfaſſung der Betriebsräte iſt auf ſpäter verſchoben, wenn die
gewünſchten Referenten an einem Tage frei ſind. Kollegen und
Kolleginnen! Sorgt für Maſſenbeſuch der am Donnerstag ſtatt
findenden Verſammlung. Die Ortsverwaltung.

Verband der Gemeinde und Staatsarbeiter. Wir weiſen auf
unſern am Dienstag, den 29. Juni, abends 7 Uhr, ſtattfindendenTheaterabend hin. Einlaßkarten ſind noch im Bureau, Harz 42/44,
Zimmer 15, zu haben. Die Karten für die nicht zu ihrem Recht ge
kommenen Beſucher behalten ihre Gültigkeit.

Arbeiterſänger (Gruppe Halle) gemeinſchaftliche Singeſtunde der
Sängerchöre Ammendorf, Halle, Bruckdorf, Buchdrucker
Geſangverein, Mittwoch, den 30. d. M., abends 8 Uhr, im
Letzten Dreier (Halle).

Erhöhung der Pflegekoſten. Der Provinzialausſchuß hat in
ſeiner Sitzung vom 28. Mai d. J. die Koſtenbeiträge für die Zög-
linge und Pfleglinge in den Provinzial-Blinden- und Taub-
ſtummenanſtalten vom 1. April d. J. an wie folgt erhöht: a) für
provinzialangehörige Zöglinge in den Blindenanſtalten Halle und
Barby ſowie in den Taubſtummenanſtalten Erfurt, Halberſtadt,
Halle, Oſterburg und Weißenfels auf 1050 Mk. für provingial
angehörige Pfleglinge in der Blindenanſtalt zu Barby auf 800 Mk.
und e) für provinzialangehörige Pfleglinge im ProvingialTaubſtummenheim zu Schlenſingen auf 800 Mk. jährlich.

Rentenzahlung bei der Poſt. Die Zahlung der Militär
an den Hauptzahltagen im Saale der Weißbierhallen, Bernburger
ſtraße, Ecke Mühlweg, in der Zeit von 8 Uhr vormittags bis 2 Ühr
nachmittags in nachſtehender Weiſe ſtatt: a) für Militärrenten am
29. Juni für die Jnhaber der Stammkarten Nr. 1-15000 am
30. Juni für die Jnhaber der Stammkarten Nr. 15 001 bis Schluß.
b) fur Jnvaliden- und Unfallrenten: am 1. Jnli für die Jnhaber der
Stammkarten Nr. 1-—3800, am 2. Juli für die Jnhaber der Stamm
kärten Nr. 3800 bis Schluß. Für diejenigen von Militär
verſorgungsgebührniſſen, welche die Zuſtellung der Beträge in Haus
beantragt haben, erfolgt die Auszahlung durch die Beſteller am
29. und 30. Juni.

e Wegfall der Gebührenfreiheit. Vom 1. Juli an ſind alle auf
Grund des Portofreiheitsgeſetzes von 1869 beſtehenden Gebühren-
freiheiten und Vergünſtigungen aufgehoben. Dazu gehören auch die
Vergünſtigungen für Sendungen an Angehörige des Soldatenſtandesund der Bearine, die künftig den vollen Gebührenſätzen unterliegen

Die proletariſche Frau und die Volkskraft. Neue Feſtſtellungen
haben ergeben, daß von den in den letzten ſieben Jahren von tuberkulöſen Küttern Geborenen nur 38 Prozent das 20. Lebensjahr
überleben, für die Volksentwicklung alſo nicht in Betracht kommen
Taufende opfern damit Geſundheit und Geld für den Nachwuchs
aber umſonſt, die Hälfte der unter Schmerzen Geborenen ſtirbt da
hin, und zwar wegen der tuberkulöſen Veranlagung der Mutter
Die Tuberkuloſe aber iſt in hohem Maße eine ſoziale Krankheit
e Beſſerung der proletariſchen Lebensverhältniſſe nimm
ie ab.

Den traurigen Zuſtand der proletariſchen Jugend beleuchte
eine Arbeit von Dr. v. Drigalſki in der Deutſchen mediziniſchen
Wochenſchrift. Die Unterſuchungen, auf die ſich die Arbeit ftützt,
haben in Halle ſtattgefunden. Danach wieſen nur 13 unter 100
Kindern eine gute Körperbeſchaffenheit auf. Alſo war jedes
achte Kind nur körperlich normal entwickelt. Skrofuloſe und
Tuberkuloſe waren beſonders verbreitet. Und da wagt noch ein
Frau an der Notwendigkeit einer Umgeſtaltung unſerer heutiger
kapitaliſtiſchen Ordnung zu zweifeln

Beim Baden ertrunken. Am Sonntag vormittag, gegen 11.20 Nh
ertrank beim Baden in der freien Saale an der Rabeninſel ein hie
wohnhafter Klempner. Die Leiche iſt bis jetzt noch nicht gefunden

Stadttheater. Heute, Montag, abends 7 Uhr. gelangt Meyer
beers Oper Die Afrikanerin im Dienstag Abonnement zur Aufführung
Dienstag abends 6 Uhr Die Meiſterſinger von Nürnberg. Füw
dieſe Aufführung iſt Herr Kammerſänger Friedr. Plaſchke als Han
Sachs gewonnen worden. Mittwoch Emilia Gallotti, Donnerstag
Die Bürger von Calois. Freitag: VIII. Konzert (III. Konzert deRobert Franz Singakademie) unter Leitung von Profeſſor Altfre!

Rahloes. Soliſten: Milda Hornickel, Hans Lißmann, Dr. Moſer
Zur Aufführung gelangen Die vier Jahreszeiten von Haydn. Di
Freitag-Stammkarten gelten am Sonnabend zur Aufführung de
tuſtſpiels Als ich noch im Flügelkleide. Sonntagnachmittag Volks

vorſtellung: Tartüff, Sonntagabend: Die Meiſterſinger von Nürnberg
Bruno Heydrichs Konfervatorinm für Muſik und Theater ver

anſtaltet, da die Karten für den Opernabend am Freitag bereits Tag
vorher vergriffen waren und die Aufführung mit lebhaftem Beifall
aufgenommen wurde, am Mittwoch, den 30. Juni, abends 8 Uhr
eine Wiederholung des Opern- Abends. Zur Aufführung kommer
Opernausſchnitte aus Figaro, Lohengrin und Troubadour. Karten
im Sekretariat.

Billige Kirſchen für die Saalkreisgemeinden. Die Einwohner de
Saalkreiſes werden dieſes Jahr von ihrer Kreisverwaltung Kirſcher
zu 75 Pfg. für das Pfund geliefert. Der Kreisausſchuß hat von eine
Verpachtung der Kirſchnutzung an den Kreisſtraßen abgeſehen. Nach
dem vie zu erwartende Kirſchenernte abgeſchätzt und die Menge vor
den Oebſtern anerkannt worden war, iſt den letzteren die Aberntun
übertragen worden. Sie erhalten für jeden Zentner Kirſchen 40 Mk
zur Beſtreitung der Pflückerlöhne, der Stellung der Geräte, der Be
wachung uſw. und müſſen 90 Prozent der abgeſchätzten Menge ab

liefern. Die übrigen 10 Prozent bleiben den Oebſtern zur freier
Verfügung; ſie haben dafür 45 Mark für den Zentner an den Kreit
zu zahlen. Zur Sicherung der Ablieferung der 90 Prozent haben di
Oebſter 100 Mark für den Zentner hinterlegen müſſen. e
meinde, die nicht eigene Kirſchenanlagen beſitzt, Kopf
zahl nach Kirſchen zugewieſen. Bis jetzt hat ſich der chäftsgan
glatt abgewickelt.

zu Mit Verwertung der Pflaumen, Birnen und Aepfel ſoll in gleiche
Weiſe verfahren

verſorgungsgebührniſſe und der Jnvaliden- und Unfallrenten findet

J
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Heruns zu Protent!
Ammendorf und Umgegend

Mittwoch, den 30. Junt, abends 7 Uhre,
im Helmsſchen Lokale (Saal und Kolonnaden):

GeffentlicheVolsvetſünnſüngen

Tagesordnung:
Fegierungstriſe, 10 öteneruhug. Wohnung
ölllegung der Vetriebe und Lebenewittewnger.

Redner: Genoſſen Stadtrat Kilian, Kraußer, Winkler.
Arbeiterinnen und Arbeiter! Sorgt für Maſſenbeſuch.

Genoſſe Kilian ſpricht in beiden Verſammlungen.
Der Vorſtand des Gewerſſchaſtskartells.

der Vorſtand des 6ozigldemokratiſchen Verein ſt
Halle Saalkreis (U6Pd.).

Dwinfsohön a.
Dienstag, den 29. Juni, abends 8 Uhr. im Gasthof Horn.

Redner: Genose Hildebrandt (Halle).
Weitere Versammlungen finden statt am Mittwoch, dens0. Funi,

abends S Ukr, in

Wörmlitz Böllbergim Gasthaus Wörmlitz.
Tagesordnung:

Die Wohnungsnot. 10 Proz. Steuerabzug.
Die Regierungskrise.

Dies Ka u.
Gasthaus Panneeke.

Seeben
Gasthaus Glaser.

Nauendorf Kleinkugol,Sennewitz u. Umgegend
im Gasthanus in Nanendorf.

Tagesordnung in allen Versammlungen:

10Steueratrun. Die Reglerungstrise

Redner die Genossen: Hidebrandt, Ricohter,
Hühbnor und Genossin Krügor.

Arbeiterinnen, Ardeiter, Angestellte, Beamtol
Woerbt für guten Versammiungsbesuch.

Der Vorstand des Cewerkschuftskartells.
Der Vorstand des Sozialdem. Vereins f. Halle-Soulkreis (993).

Sozialdemokrat. Verein für
Halle-Saalkreis (USPD.).

Dienstag, den 29. Juni, abends S Uhr,
im „Volkspark“, Burgſtr. 27 (Reſtaurationsſaalh):

Mtoedervervannlunn für Frauen.

Tagesordnung:
1. Was lehren uns Frauen die Reichstagswahlen?

Rednerin: Genoſſin Krüger.
reie Ausſprache.
as Kinderfeſt.5 Kinderausflüge.

Genoſſinnen! Werbt für guten Beſuch unſerer Frauen

Verſammlung. Die Vertrauensperſon.
Achtung Achtung Peolle kinlant

Oberröblinger Revier. Ket
älerrelleimnäuteMittwoch, den 30. Juni, nachm. 4 Uhr, vei Lentſch,

dureh die 1306
Gaſthef zum Anker, in Doerröblingen:

kellunnahmestellebetrlehsrats- Konferenz
Halle (Saale),für ſämtliche

Henriettonstr. 31.

1018

Das Erſcheinen aller iſt dringend notwendig.
Der Revierrats-Vorsitzende.

deffentl. ersammlungen.

Uuieftu
Rhenntet

Coldkronen,
Stiftzänne,

empfehlt rn ihn

an u
Be12 lege r

sohr näber d 2erufeßtirone m
Sprechszeit: 9--6 Uhr.

Ratgeber für

Krieoshinterbliebene

Von Regierungsrat
Erich Rossmann.

Preis 1,50 Porto 10
Zu beziehen durch alle

Volksblattausträger und
die Volksbuchhandlung,
Halle a. S., Harz 4244.

19058

Aittwoeh, den 30. Junl,
abends 6 Uhr, im Volkspark:

Aeußerst wichtige Tagesordnung.

ONNABEND 9-2

Tagesordnung:
Awfrteſtang der Ranfidaten Im Berwfskenferen n leirg, an 1. u 2. Amt

Aittwoch, den 30. Juni, abends 7 VUhr,22 im Volkspark (grobes Restaurant) 22
Betriebsräte und Vertrauensleute!

un den 1. Fuli, abends 7 Ubr,olkspark (großer Saal): 3:
Mitglieder -Versammlung.

Tagesordnung:
1. nnre Vordandztagrdeschlürze und le Iufgabden der Gewertzcaſten

in reroluttonären Zeiten

Redner: Kollege Robert Dihmann, Stuttgart,
Vorsitzender des D. M.-V.

2. Stellungnahme und Wahl von 4 Delegierten un
der am 4. Juli in Malle stattftindenden Bezirks-
konferensz.

Kollegen und Kolleginnen! Die Gewerkschaften haben sich duroh ihr
ungebeures Anwachsen zu gewaltigen Machtfaktoren entfaltet. Gewaltig ist
ihre Macht, wenn Sie sich ihrer großen Aufgabe bewußt ind und alle ihre
Kräfte zur Befreiung der Arhbeiterklasse dienstbar gemacht werden.

Kommt und hört den Kollegen Dißmann, den Führer der grösten Organi-
eation der Welt, über die Aufgaben der Gewerkschaften in revolutionären
Zeiten.

Ohne NMitgliedsbuoh kein Eintritt Strenge Türkontrolle!

Die Ortsverwaltung.

Fs
Sämtlicte Hetrungrmenteme.

Ohne Legitimation kein Zutritt

n lager of
Delikofe, feſte

Conla Käpe

Pfund

F. I. Krause
Halle a. S., in allen Filialen.

Gelbe ErbsenZentner 185 Mk.

Weiss BohnenZentner 235 Mk.
gut kochende Ware, im ganzen u. einzeln abzugeben.

H. Bernstein, krotha. n
Fernruf 10978.

V

Achtung!
Scachmeister, Kpomeister und Vorardeſter

Montag, den 28. Juni, im Restaurant

Die Tagesordnung wird in der Versammlaung
be anntgegeben,

Da e ich um dringende Fragen handelt, wird
jeder Kollege ersneht, zu erscheinen.

en Fitterleider Brauntohlenberirl.
Ftoſche 5,00 Mark,
ansreichend in Apot

dab Wo nichtFärst Bismarok, in Sitterfeld: e wen v
Neopharm, Hannover 46

Versammlung,

*877

Feiche Kragen
Prima Stoffe,
Außerst 1681

z vmigx
deverwä zent
AIIIIIIIESW LDor Tinverufer,

Arbelter u. Lealite des damen Reyſers i.

erhinnneee
Otto Grambach.

Bittar feld (UsP.)
mine an 7* UVhr,Witgiſeder- ier orsawmung

Pünktliches und vollzäbligese Erscheinen iet Pflicht.

*878 Der tand.

Cheslerfoſe

dort b. R. Cimpel.

grieert zu verk.
Vor

Pferd n. Wagen
Gust. Schlesier, Vnterplan b.

Kelne Wanze mehr. lemittelNiobdaal. Erfolg rerbiuttend. Restlose Vertilgung.

Der BReste Zeit zur Rrutverniohtang-
Kinderleichtanxuwenden, altbewaährt. eineVerkauf Drog. Kuhnt., Gr. Viriengtr e

Bitte ausdrücklich „Nloodaal zu verlangen

bartelschrlften vent
Arbeitsmarkt

Tmmerſeiſſe
stellt sofort ein *849

I

Familien Nachrichten.

r die vielen m cher Teilnahme
Hin en 3 nes ereenggpeneres treuforgenden atersd wlegerbatere des Arbeiters

iouis Porfiiz
en auf dieſem Wege ue än enden dransportar rban e Wer

Brabe worieſür tie e e rade 1904
Jm Namen der Hinterbliebenen

Fruu Friederike Porfit? nebrt Kladern,



welchem Auftrage und el Miſſion Sie zu uns führt.
ef d

Dr. 148. 31, Jahrgang

ASP. und 3. Jnternationale.
Bericht des Jentralkomitees über die Aus
führung des Leipziger Parteitagsbeſ chluſſes.

Im Febrnar wurde die Frage der Internationale in einer
Sitzung des Zentralkomitees, des Beirats und der Kontroll
kommiſſion unſerer Partei erneut eingehend beraten. Es wurde
feſtgeſtellt, daß alle Maßnahmen auf dieſem Gebiet einſtimmi g
beſchloſſen worden waren und daß die Art ihrer Durchführung
einſtimmige r fand. Die Sitzung beſchloß, eine
Kommiſſion nach oskau zu ſenden mit dem Äuftrag,
an Ort und Stelle wegen des Zuſammenſchluſſes mit der 3. Inter
nationale zu verhandeln. Bei unſerer Rückſprache mit einem maß-

Vertreter der Volſchewiki wegen der Einreiſe-
erlaubnis nach Rußland wurde uns erklärt, daß wir uns zu

ein Befürwortungsſchreiben des Weſteuro
päiſchen Sekretariats beſchaffen müßten. Da uns weder
die Mitglieder noch die Adreſſe des Sekretariats mitgeteilt wurde,
ſo mußten wir uns durch die Vermittlung eines ruſſiſchen Genoſſen
ſchrif an das Sekretariat wenden. Auf unſer ſchriftliches Er
ſuchen an das Weſteuropäiſche Sekretariat, unſere Bemühungen
um die Entſendung einer Kommiſſion nach Moskau zu unter
ſtützen, haben wir gar keine Antwort bekommen.

Dann kam der 13. März. Das Niederringen der KappLüttwitze
gahm alle unſere Kräfte in Anſpruch. Trotzdem fanden wir Zeit,

ſelbſt während dieſes gewaltigen Kampfes, am 19. März uns in
Berlin mit dem franzöſiſchen Genoſſen Miſtral über den
Stand der internationalen Fragen auszuſprechen. Wieder baten
wir, die Abſicht einer Einberufung einer internationalen Kon
T für die weſteuropäiſchen ſozialiſtiſchen Parteien zurück
zuſtellen. Es müſſe doch endlich eine Antwort ans Moskau kommen.

Die Bemühungen der ſozialiſtiſchen Parteien, der Arbeiter und
n gen einer rachſüchtigen Soldateska, be-
ſonders im Ruhrgebiet, Zügel anzulegen, waren noch im Gang,
als uns am 9. April der ruſſiſche Genoſſe Borodin beſuchte. Borodin
übergab uns einen Brief des Weſteuropäiſchen Sekre-
tariats der Kommuniſtiſchen Jnternationale vom 8. April
1920. Dieſer Brief, dem ein Schreiben des Exekutiv-
komitees der Kommuniſtiſchen Jnternationale,
datiert vom 5. Februar 1980, enthielt die Mitteilung, daß das
Weſteuropäiſche Sekretariat den Auftrag erhalten hätte, uns das
Schreiben der 8. Internationale zuzuſtellen. Etwaige Antworten
unſerer Partei an die Exekutive der 8. Internationale ſei das
Sekretariat bereit, zu vermitteln. Doch fehlt auch in dieſem Brief
die Adreſſe des Weſteuropäiſchen Sekretariats. Auf unſere Frage
an den Genoſſen Borodin, ob er uns die Adreſſe mitteilen könne,
entwortete dieſer, daß er das nicht könne, er würde uns aber die
Adreſſe in den nächſten Tagen beſtimmt bringen. Genoſſe Borodin
dat uns die Adreſſe des Weſteuropäiſchen Sekretariats nicht ge-
bracht. Die Art, wie wir am 9. April 1920 zu der Antwort
der 3. Internationale vom 5. Februar 1920 auf unſer

vom 156. Degember 1919 gekommen ſind, ſei hiermit
durch die Wiedergabe der Aufzeichnungen unſerer Unterredung mit
dem Genoſſen Beredin mitgeteilt:

Ausſprache des Parteivorſtandes mit dem Genoſſen Borodin.
Jch möchte Sie fragen, woher Sie en

ie

überbrachten uns einen Brief der Moskauer Jnternationale. Jſt
dieſer Brief ſchon veröffentlicht oder für uns allein beſtimmt?
Warum erhalten wir ihn ſo ſpät?

Borodin: Jch komme von dem Exekutivkomitee der 8. Inter
nationale. Jch bin auf dem Wege nach Moskau und habe hier in
Deutſchland einen Brief der Moskauer Exekutive vorgefunden,
der augenſcheinlich eine Antwort auf den Leipziger Beſchluß dar
ſtellt. Dieſer Brief hat aus dem einen oder anderen Grunde Jhre
Partei nicht erreicht. Ein früherer Brief wurde in einer privaten
Unterhaltung einigen Mitgliedern der Unabhängigen Partei vor
geleſen, aber ein ausführlicherer Brief aus Moskau kam erſt vor
drei oder vier Tagen hier an. Jch beſchloß ſofort, hierher zu kom
men, Jhr Zentralkomitee zu informieren und zu erfahren, welchen

Standpunkt das Zentralkomitee gegenüber dieſem Briefe ein-
nimmt. Der Grund der Verſpätung des Eintreffens liegt in der
ſchlechten Verbindung mit Moskau, da dieſe Verbindung nur durch
Kuriere hergeſtellt werden kann. Dieſer Brief wurde keinem ein
zigen gezeigt, ſondern dies iſt die erſte Stelle, wohin der Brief
gebracht wurde.

Criſpien: Vo befindet ſich der erſte Brief?
Borodin: Es iſt möglich, daß das Weſteuropäifche Sekre

jariat keine direkte Verbindung mit dem Zentralkomitee finden
konnte. werde in Moskau berichten, daß der erſte Brief das
Zentralkomitee nicht erreicht hat.

Criſpien: Bei einem flüchtigen Durchleſen des Briefes be
merke ich eine Reihe von Fragen, die beantwortet werden ſollen.
Iſt die Beantwortung dieſer Fragen die Vorausſetzung, daß über
haupt Verhandlungen mit der Moskauer Internationale ſtatt
finden können

Borodin: Es wäre gut, wenn Sie mir die Antwort auf dieſe
Fragen geben könnten. Ich beabſichtige, in ein bis zwei Tagen
nach Moskau zu gehen und könnte Jhre Antwort dann mitnehmen.
Es würde ſich aber auch empfehlen, daß Sie eine Delegation nach
Moskau ſchiden, um dieſe Antwort zu übermitteln.

Criſpien: Wir haben die Abſicht gehabt, ein Komitee nach
Moskau zu ſchicken. Es wurde uns aber erklärt, zu einer Einreiſe
erlaubnis bedürfe es erſt der Zuſtimmung der Moskauer Inter
nationale. Wir haben uns an einen Vertreter des Weſteuropäiſchen
Sekretariats dt, aber keine Antwort bekommen.

Borodin: Sobald das Zentralkomitee der USP. an das
Veſteuroyäiſche Sekretariat ſchreibt, daß es bereit ſei, ein Komitee
nach Moskau zu entſenden, wird es die notwendige Erlaubnis zur
Einreiſe bekommen. Es iſt aber auch möglich, daß die Genoſſen
don hier nach Reval en e dort die notwendige Einreiſe-
bewilli Moskau erhalten.C Brigg Würde alſo die Entſendung einer Kommiſſion

nach Moskau nicht an einer ablehnenden Haltung der Moskauer
Ngernatonale cheitern?

orodin: Nein.
Criſpien: Es iſt nicht möglich, daß wir jetzt ſchon die ge

ſtellten heantworten. Unſere Beſorgnis richtet ſich haupt
ſächlich auf die kedten Punkte, in denen geſagt wird, daß die Mos
kauer entſchieden jede Mitarbeiterſchaft mit dem 3 u

der Partei de d T irwerden aufgefordert, die rer derdartei zu ſ bern and etne Veretnigung mit der Horſt
i andz herbeizuführen. Das macht die Sache kompli

dert. Die auer ſind über unſere Verhältniſſe net unter
tichtet, die Kommuniſten haben fich n geſpalten. Wie haben

das die Moskauer Genoſſen gedav od in Es würde keinen Zweck haben, in diefem Augenblick

her dies Sache eine Diskuſion zu führen. Ich kann über dieſe

Beilage
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Criſpien: Die Reſolution, die uns begauftragt, mit Moskau
und anderen Parteien ſofort zu verhandeln, ſchließt nicht aus, daß
wir auch mit Moskau allein verhandeln ohne mit den anderen
Parteien. Wenn Moskau nur mit uns verhandeln wollte, ſo
wären wir auch dazu bereit. Wir mußten aber nach unſerem Be
ſchluß die anderen Parteien auffordern, die gleiche Aufforderung
nach Moskau zu richten. Es wäre praktiſch, mit Vertretern ver
ſchiedener Parteien zu verhandeln.

Borodin: Sind Sie bereits mit anderen Parteien in Ver
getreten? Mit welchen Parteien und mit welchem

olg
Criſpien: Den Brief, den die Moskauer Genoſſen erhalten

haben, ſandten wir auch an die anderen Parteien. Wir haben
bisher nur unverbindlich perſönlich Fühlung genommen mit ein
zelnen Ländern, die bereit ſind, mit uns zu gehen, ſo mit der
Schweizer und der franzöſiſchen Partei. Die Britiſche Soziali-
ſtiſche Partei hat abgelehnt.

Borodin: Vorausgeſetzt, daß die Verſuche, die ſogen. revo
lutionäre Elemente der 2. Internationale zu retten, möglich
wären, welche Elemente haben Sie im Auge?

Criſpien: Das ſollte bei den Verhandlungen klargeſtellt
werden. Wir ſind nicht der Meinung, daß wir erſt von irgend
welchen Leuten ein Glaubensbekenntnis verlangen. Wir haben
gedacht, daß Moskau auf unſeren Vorſchlag eingehen würde, eine
Zuſammenkunft zu veranſtalten und alle Parteien einzuladen, die
bereit ſind, wegen eines Zuſammenſchluſſes zu verhandeln. Aus
den Verhandlungen würde ſich dann ergeben, welche Partei ſich
anſchließen könnte oder nicht. Wir glaubten, daß die Moskauer
die Jnitiative ergreifen würde, wie dies auch Genoſſe Radek zu
geſagt hat.

Borodin: Glauben Sie, daß derartige revolutionäre Ele-
mente von der 2. Internationale übrig geblieben ſind, mit denen
wir in Unterhandlungen eintreten könnten? Wer ſind dieſe Ele-
mente? Meinen Sie die Jndependent Labour Parthy oder die
Sogzialiſtiſche Partei Amerikas.

Criſpien: Zunächſt meinen wir die Parteien, die aus der
2. Internationale ausgetreten ſind, dazu ſind in letzter Zeit ge
kommen die franzöſiſche Partei und die Jndependent Labour
Party. Wir verhandeln nur mit den Parteien, die allgemein auf
unſerem grundſätzlichen Boden ſtehen, nicht aus dem Grunde, weil
ſie die 2. Jnternationale verlaſſen haben.

Borodin: Sind Sie der Anſicht, daß in der 8. Jnternationale
derſelbe loſe Zuſammenhang und eine gewiſſe Dezentraliſation
beſteht, wie in der 2. Jnternationale?

Criſpien: Das würde zu weit führen, uns darüber jetzt
auseinanderzuſetzen. Das ſollte Gegenſtand der Verhandlungen
ſein. Wir wollten uns mit Moskau darüber ausſprechen und eine
gemeinſame Grundlage finden. Für uns iſt die Hauptſache zu
wiſſen, ob die Moskauer Genoſſen bereit ſind, mit uns direkt zu
verhandeln und auch andere Parteien zuzulaſſen, die den Wunſch
haben, mit Moskau in Verhandlungen einzutreten.

Borodin: Seitdem dieſer Brief geſchrieben wurde, ſind Er
eigniſſe eingetreten, die die Situation verändern. Jch würde Sie
bitten, mir einige Jnformationen zu geben, die ich nach Moskau
übermitteln könnte, bevor das Komitee ankommt. Wollen Sie in
die 8. Internationale eintreten und alle Bedingungen derſelben
annehmen Was ſcheidet die USPD. von der KPD.?

Criſpien: Der Spartakusbund, die Zentrale der KPD.,
ſteht heute auf dem Standpunkt des Parlamentarismus und der
Gewerkſchaften, zuerſt ſtand ſie nicht auf dieſem Standpunkt, ſie
hat ſich unſeren Anſichten angepaßt. Die Moskauer Genoſſen
haben ein vollkommen falſches Bild von der Unabhängigen Partei.
Die KPD. treibt ejne ſchwankende Politik, fie hat beim letzten
Generalſtreik in 24 Stunden drei Parolen gehabt. Die grund-
ſätzlichen und taktiſchen Differenzen zwiſchen uns und der KPD.
müſſen gründlich beſprochen werden.

Borodin: Seit dem Leipziger Kongreß iſt ein Ereignis von
allergrößter Bedeutung, nicht nur für Deutſchland, ſondern auch
für die internationale Bewegung eingetreten: der 18. März und
die Vorgänge im Ruhrgebiet. Wir im Ausland, die wir auf die
Unabhängige Partei als unſeren künftigen Mitarbeiter ſchauen,
ſind ſehr intereſſiert zu erfahren, welche Rolle die Unabhängige
Partei in dieſen Erejgniſſen geſpielt hat, wie der Streik geführt
und abgebrochen wurde. Welchen Standpunkt die Partei den Ar
beitern im Ruhrgebiet gegenüber einnahm, wie ſich die Verhand
lungen mit der Regierung abgeſpielt haben, wieſo die Parole der
Arbeiterregierung zu einer Zeit ausgegeben wurde, als ſie wußten,
daß die obige Aktion die Ebert- Regierung ſtärkte, ſtatt ſie zu
ſchwächen. Es beſteht der Eindruck, daß nicht nur eine Differenz
beſteht zwiſchen dem, wofür die Internationale kämpft und was
Sie tatſächlich getan haben, ſondern auch eine Differenz mit
Jhrem Programm von Leipzig.

Criſpien: Sowohl mit der KPD. als auch mit allen anderen
Parteien herrſchte darüber Einſtimmigkeit, daß während dieſes
Generalſtreiks die Räterepubkik nicht errungen werden konnte. Es
wurde von vornherein geſagt, daß der Kampf nur geführt wird,
um der Arbeiterklaſſe eine größere Macht zu erringen. Es fehlten
in Deutſchland die realen Machtfaktoren, über die wir nicht ver
fügen, die Bewaffnung der Arbeiter.

Borodin: Fſt es möglich, über den gegenwärtigen Stand der
Sache etwas zu erfahren?

Criſpien: Es handelt ſich um eine Aktion, die noch im
luß ift.a eine Anfrage des Genoſſen Criſpien, ob nicht die Moskauer

Genoſſen zur Verhandlung hierher kommen können, antwortet
Genoſſe Borodin, daß dies ganz unmöglich iſt, weil dieſe Genoſſen
Gefahr laufen, in jedem Lande ſofort verhaftet zu werden. Es ſei
für die deutſchen Genoſſen viel leichter, nach Moskau zu kommen.

Es berührte eigenartig, daß die Antwort in erſter Linie an
„alle Arbeiter Deutſchlands“, in zweiter Linie an die Reichsgentrale
der Kommuniſtiſchen Partei Deutſchlands und erſt in dritter Linie
an den Vorſtand der Unchbhängigen Sozialdemokratiſchen Partei
Deutſchlands gerichtet war.

Unmittelbar nach den e die KappLtttwitze ſetzte der Wa etn. Jeder auch von der

unſer Preſſebureau unſerer Parteipreſſe noch während des Wahl
kampfes übermittelt. Wir werden das Schreiben in allernächſter

eit ausführlich beantworten und dieſe Antwort ebenfalls der

zum Volksblatt.

Die
entſch- eke W Tnle

Mordprozeß Blau.
Kommuniſten unter Anklage.

Erwmor des Landwirtſchaftsinſpektors Bau, der alsl im Dienſte polizeilicher und militäriſcher
j iſtiſchen Liga arbeitete, bildete die

Grundlage einer Anklage wegen Mordes be Beihilfe zum
Mord, die gegen die drei Angehörigen der Kommuniſtiſchen

Jugendbe in Berlin, den ehemaligen Lederarbeiter unda alen den Kaufmann Erwin Hoppe
und den Schneidergeſellen Willi Winkler richtete. Jn der
jetzigen Hauptverhandlung vor dem Schwurgericht des Land
erichts II in Berlin führte den Vorſitz Landgerichtsrat Dr.
joel, die Anklage vertritt Staatsanwaltſchaftsrat Dr. Ortmann,

die Verteidigung führen die Rechtsanwälte Dr. Siegfried Wein-
ber g, Theodor Liebknecht und Dr. Kurt Roſenfeld. Zur
Verhandlung mehrere mediziniſche Sachverſtändige geladen,
darunter von Staatsanwaltſchaft Profeſſor Dr. Strauch, von
der Verteidigung der Pſychiater Dr. med. et phil. Krenfeld. Bei
der Ausloſung der Geſchworenen verſucht Genoſſe Liebknecht durch

Ablehnungsrecht die Angeklagten dadurch zu ſchützen, daß er
ie ärgſten Klaſſenrichter, Rittergutsbeſitzer und Großinduftrielle

ablehnt, während dem Staatsanwalt natürlich Geſchworene aus
dem Angeſtelltenſtande für ſeine Sache unvorteilhaft erſcheinen.
Beim Zeugenaufruf ſtellen die Verteidiger feſt, daß vier wichtige
Zeugen fehlen. Es handle ſich in allen dieſen Fällen um Poli-

iſpitzel. Der Belaſtungszeuge Schreiber ſei der wichtigſteFenge, denn es liegen ſehr gewichtige Verdachtsmomente vor, daß

er ſelbſt die Ermordung Blaus auf Anregung ſeiner vorgeſetzten
Dienſtſtelle begangen habe. Staatsanwalt Ortmann erklärt, daß
dieſer Zeuge nicht zu ermitteln ſei. weil er von der Polizeidirektion
München nach der Schweiz abgeſchoben worden iſt. Rechtsanwalt
Liebknecht: Die Oeffentlichkeit habe ein dringendes Jntereſſe
daran, daß dieſer Mord in ſeinen Motiven und ſeiner ganzen Ent
ſtehung reſtlos aufgeklärt werde. Er beantragte in Uebereinſtim
mung mit ſeinen Kollegen die Vertagung, damit die Staatsanwalt-
ſchaft Gelegenheit habe, dieſe wichtigen Zeugen herbeizuſchaffen.
Nechtsanwälte Weinberg und Liebknecht führen noch Beſchwerde
darüber, daß ihnen viel zu kurze Zeit zur Akteneinſicht gewährt
worden iſt. Hierin liege eine ſchwere Beſchränkung der Ver-
teidigung. Rechtsanwalt Roſenfeld unterſtützt den Vertagungs
antrag mit rechtlichen Gründen. Das Gericht lehnt den Ver
tagungsantrag, ſoweit es ſich auf die verſpätete Gelegenheit zur
Akteneinſicht bezieht, ab, den Antrag wegen der Ausſetzung der
Verhandlung wegen des Fehlens der genannten Zeugen ſtellt da
Gericht zurück und gibt der Staatsanwaltſchaft die Anweiſung
über den Aufenthalt der Zeugen neue Ermittlungen anzuſtellen
und den Verſuch zu machen, die Zeugen herbeizüiſchaffen.

Nach der Mittagspauſe begann die verantwortliche Vernehmung
der Angeklagten. Bei dem Angeklagten Ficht mann kommt W
Sprache, daß er aus einer ſchwer belaſteten Familie ſtammt. Der
Vater iſt wiederholt in der Jrrenanſtalt Dalldorf geweſen. Ficht-
mann, der die Gemeindeſchule beſucht hat, war aber ein guter
Schüler und hat wiederholt Prämien erhalten. Als radikaler
Sozialiſt und überzeugter Antimilitarfſt hat er ſich wiederholt
ſeiner Dienſtpflicht entzogen. Nach dem Kriege hat er eine
Schankwirtſchaft eröffnet, in der ſeine kommuniſtiſchen Partei-
enoſſen zu verkehren pflegten. Der Haß gewiſſer Militärſtellenhat ihn in ein Verfahren vor einem außerordentlichen Kriegs-

gericht wegen Raubmordverſuches verwickelt, das mit ſeiner Ver-
urteilung zu zwölf Jahren Zuchthaus endete, welche Strafe er

egenwärtig in Brandenburg verbüßt. Fichtmann behauptet, das
pfer der falſchen Angaben des Polizeiſpitzels Täufel zu ſein,

der im Auftrage des berüchtigten Grafen Weſtarp einen Raubüber-
fall auf einen Diamantenhändler angezettelt und ausgeführt habe,
an dem er, Fichtmann, gar nicht beteiligt war, wegen deſſen eraber auf Grund der falſchen Spitzelausſagen verurteilt wurde.
Bezüglich der Ermordung des Polizeiſpitzels Blau gibt Fichtmann
an, daß er an dem fraglichen Abend in einer ganz anderen Stadt-
n war; ſeine von den Belaſtungszeugen in der Vorunter-
uchung behauptete Anweſenheit am Tatorte müſſe auf einer
erſonenverwechſlung beruhen. Fichtmann ſtellt ſeinen Alibi-

beweis in Ausſicht.
Erwin Hoppe, der geiſtig entwickeltſte der drei Angeklagten,

hat nach dem Beſuch der Volksſchule Damenſcheider gelernt, ſich
aber durch Selbſtſtudium eine gute Allgemeinbildung angeeignet.
Er verfügt über eine angeſichts ſeines jugendlichen Alters erſtaun-
liche politiſche Schulung. Hoppe erklärt, daß er am Ende jener
Sitzung im Friebrich-Real-Gymnaſium, in der Blau als Sobel
entlarvt worden war, hinzugekommen war und nunmehr beauftragt
wurde, Blau bis zur Aufklärung des von dieſem angebotenen Un-
ſchuldsbeweis zu bewachen. Blau wurde zuerſt mit in die Woh
nung des Genoſſen Pohl genommen. Hier wartete man auf den
Genoſſen, auf den Blau ſich als Bürgen berufen hatte, der tat-
ächlich jedoch auch ein Spitzel war. Da dieſer angebliche Ent-
aſtungszeuge, ein Student namens Steltz, nicht eintraf und ſich

die Stube des Genoſſen Pohl als ſehr beſchränkt erwies, gingen
Blau mit Hoppe und mehreren anderen Genoſſen in die Wohnung
der Eltern des Freundes des Angeklagten Hoppe, des jetzigen An-
geklagten Winkler. Winkler konnte die Wohnung ſeiner Eltern
zur Verfügung ſtellen, weil dieſe in ihrer Laube bei Johannisthal
wohnten. Hoppe gibt zu, daß eine Minderheit der Genoſſen inihrer Empörung aber den Verrat Blaus, gegen den anch der Ver-

dacht beſtand, daß er den Schweizer Genoſſen Kantonalrat Fritz
Platten für 80 000 Mark ermorden wollte, dafür war, den
Blau auf dem Tempelhofer Felde zu erſchießen. Er aber und die
Mehrzahl der Genoſſen ſei grundſätzlich dagegen geweſen. Jn der
Pohlſchen Wohnung kam ein unbekannter Genoſſe und brachte ihm
eine Flaſche Morphium mit der Aufforderung, Blau damit zu be-
ſeitigen. Er, Hoppe, lehnte dies jedoch ſtrikt ab. An dieſer Stellewurbe die Vernehmung des Angeklagten abgebrochen und vertagt.

Aus der Partei.
Warnung vor Schwindlern!

Jm Anſchluß an unſere Warnung vor ſchwindelhaften „Ruhr-
üchtlingen“ wird dem Vorſtand der USP.-Organiſationen aus
ehsdorf berichtes: „Zwei ſolcher Schwindler haben es durch ihr

ſicheres Auftreten verſtanden, ſich hier einzuniſten, um die Gaſt-
freundſchaft der Genoſſen durch ſchnöden Undank zu lohnen. Der eine
Schwindler hat einen Ausweis aus dem beſetzten Gebiet, lautend auf
den Namen Adolf Efſenborg nebſt Bild. Er gibt an, aus Horſt
in Weſtfalen zu kommen, trägt ſchwarzen Jakettanzug und grauen

aarhut, hat eine Narbe quer über der Naſe und eine von der Unter
lippe bis übers Kinn gehend. Er hat bei dem Genoſſen, der ihn
aufnahm, ein Hemd „geborgt“, ein Paar gute Schuhe und 40 Mk.
Geld entwendet und iſt dann ſpurlos verſchwunden. Der S hat
keine Papiere und gibt an aus Duisburg zu kommen. Er ſtammt

Salzburg und ſpricht bayeriſchen oder öſterreichiſchen Dialekt.haben behde Unterſtügungsausweiſe von Bremen, Küſtrin und

guch don r V erhalten. Den Ausweis haben wir mit unſerem
Stempel R Wahlverein Pehsdorf verſehen. Sollten die Beiden

Parteileitung an Kräften und Energie hergeben, was er verſuchen
hergeben konnte ſehr umfangreiche Manuſkript wurde darrch

auf dieſe Ausweiſe an anderen Orten Geld zu erhalten,
dann wollen die Genoſſen ihre Feſtnahme veranlaſſen.
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in der Talamtſchule am Dienstag, den 29. Juni 1920.

Aus der Provinz.
Der „Grobſchmied“ endgültig Oberpräſident.

Der rechtöſozialiſtiſche Abgeordnete Otto Hörſing, der bis
her das Oberpräſidinm in Magdeburg kommiſſariſch ver
waltete, iſt jetzt endgültig zum Oberpräſidenten der Provinz
Sachſen ernannt worden.

Hörſtng hat fich bisher bei der Arbeiterſchaft kein Ver
trauen zu erwerben vermocht. Seine Tätigkeit als Reichs
kommiſſar in Oberſchleſien, die dem gefährdeten
Heutſchtum für deſſen Erhaltung man jetzt Millionen aufzu
bringen verſucht, vielleicht mehr geſchadet hat als alle national
polniſche Pwopaganda, iſt noch in aller Erinnerung. Während
ſeiner kommiſſariſchen Oberpräſidentenherrlichkeit hat er ſich durch

lloſe, im Wortlant oft ſchneidige, aber immer gegen die
rbeiterklaſſe gerichteten Verordnungen aus-

gegeichnet, die wir in den verfloſſenen Monaten gebührend zu
reiſeln gezwungen waren. Es ſei nur an ſein letztes „Helden-
ſtück“, die Auflöſung der kommunalen Arbeiterräte, erinnert.
Joweit ſich Hörſing den Anſchein gab, gegen die Rüſtungen und
Provokationen der Reaktion vorgehen zu wollen, iſt auf der Durch
Mhrung ſeiner Anordnungen niemals beſtanden worden; dies gilt
namentlich von den meiſten Punkten der Verordnung, die un-
mittelbar nach dem Kapp-Putſch erſchien. Zweifellos wird er
jezt, nachdem er ſeine endgültige Ernennung erhalten hat, noch
dreiſtere Verordnungen vom Nagel laſſen, ſo daß wir in der
nächſten Zeit uns noch öfters mit ihm beſchäftigen müſſen.
Zweifellos wird er jetzt Seine Aufgabe darin erblicken, trotz des
„Grobſchmieds“, den ihm die Deutſchnationalen vorwarfen, den
vefähigungsnachweis für den Oberpräſidentenpoſten ſchnell zu
erbringen, denn die Auflöſung der Landesverſammlung könnte
fehr bald erfolgen, und der preußiſche Jnnenminiſter Severing
ohne weiteres einem Vertrauensmann von Stinnes Platz machen,
was unter Umſtänden nicht ohne Folgen für das Oberpräſidium
n Magdeburg bleiben würde.

Lennaga. Zur Beendigung des Streikes der Angeſtellten
auf dem Jeunawerk erhalten wir noch eine auch an die übrige
Preſſe des Bezirks gerichtete Zuſchrift des Angeſtelltenrats, der ſich
ger die falſche Berichterſtattung einiger Zeitungen wehrt, die es ſo
arſtellen, als ob die ſtreikenden Angeſtellten in ihrem Kampfe eine

Niederlage erlitten hätten. Zur Steuer der Wahrheit nehmen wir
von der Zuſchrift gern Notiz und können ſie umſo eher veröffentlichen,
als ja das Volksblatt die Meldung, daß die Angeſtellten auf die Mit
Seſtimmung und die Einſicht in die Bücher verzichtet hätten, nur
unter allem Vorbehalt wiedergegeben hat. Der Angeſtelltenrat ſtellt
ausdrücklich feſt, daß von einer Niederlage nicht die Rede ſein kann
und begründet dies folgendermaßen: „Das Mitbeſtimmungs-
recht bei Einſtellung und Entlaſſung wurde, wie es im 1.
Schiedsſpruch vor dem Arbeitsminiſterium Berlin vorgeſehen war,
mit einigen redaktionellen Aenderungen bei den am 22. Jimi erneut
vor dem Reichsarbeitsminiſteriums ſtattgehabten Verhandlungen grund
ſätzlich unverändert für verbindlich erklärt. Ebenſo wurden
die Gehaltsklaſſen I, II und III in vollem Umfang an
enommen; bezüglich der Gehaltsklaſſe IV blieben die Gehälter
er Meiſter unverändert, während die übrigen Gruppen dieſer Klaſſe

Kch einen Abſtrich von 5 o gefallen laſſen mußten. Für die Leuna-

3 t 9wurde eine Sond lage ve e a en Wahehe bie
uForderungen zur iedenheit der Angeſtellten erledigt waren, wurdeder !tret am Donnerstag vormittag 10 Uhr einmütig a m.

Staßfurt. Raubüberfall. Auf dem Wege vom Poſtamt zur
k wurde am Sonnabend vormittag ein Poſtſchaffner in der

Bahnhofsſtraße von vier Radfahrern hinterrücks angefallen und ſeiner
Geldtaſche mit Werten in Höhe von zuſammen 195000 Mark be
ä e Räuber entkamen unerkannt, da die Straße menſchen

Magdebneg. x Lebensmittelunrnuhen iſt es infolge
der unerhört hohen Obſt und Gemüſepreiſe auch hier am Sonn
abend auf dem Wochenmarkt gekommen. Schon in den frühenMorgenſtunden herrſchte am Hauptbahnhof, wo die bat tet

Gemüſes und O durch die Großhändler an die Kleinhändler
erfolgt, eine merkliche Unruhe. Bei der Preisfeftſeßzung wurde
ſtellenweiſe lange gehandelt, weil die Kleinhändler in Vorausſicht
kommender Preisregulierungen durch das Publikum nicht mehr als
1 Mk. bis 1,20 Mk. für Kirſchen zahlen wollten. Auf dem Markt
ſelbſt blieben manche Verkaufsſtände unbeſetzt; die Händler, die
ihre Stände proviſoriſch aufgerichtet hatten, verkauften
morgens zu äußerſt billigen Preiſen. Bereits um 7 Uhr jedoch,
als das gefürchtete Ereignis nicht eintrat, zogen die Preiſe wieder
an und ſteigerten ſich an einzelnen Ständen binnen einer Viertel
ſtunde um 70 Pf. Nun wurde von den Händlern verlangt, daß ſie
die Verkaufspreiſe herabſetzen ſollten. Da ſie ſich zunächſt weiger-
ten, verſchaffte ſich die angeſammelte Empörung gewaltſam Luft,
wobei ſelbſtverſtändlich einige Obſtkörbe zu Fall kamen. Wohl
oder übel mußten ſich dann die Händler bequemen, die Preiſe
herabzuſetzen. Kirſchen, die vorher noch 2 Mk. und 250 Mk. ge
koſtet hatten, wurden für 1 Mk. und noch darunter abgegeben. Doch
war der Tumult damit nicht beendet. Radauluſtige Elemente und
Lockſpitzel ſcheinen ſich die Sache zunutze gemacht zu haben, um
weitere Tumulte zu inſzenieren, bei denen ſchließlich größere
e d der grünen Sicherheitspolizei eingriffen,die zu Pferde und auf Laſtautos mit Maſchinengewehren
anrückten und mit blanker Waffe und Gewehrkolben
den Platz räumten. Schüſſe wurden ebenfalls abgegeben, wodurch
ein Mann ander Bruſt verwundet wurde. Seit Wochen
iſt in der ſozialiſtiſchen Preſſe warnend darauf hingewieſen wor-
den, daß die hohen Preiſe für Obſt und Gemüſe die Er
regung in der Bevölkerung auslöſen müſſen, und dann die Gefahr
beſteht. daß gewiſſenloſe Elemente dieſe Erregung zu Gewalt-
tätigkeiten ausnutzen. Die Behörden ſind immer wieder auf-
gefordert worden, gegen den Wucher vorzugehen, aber nichts iſt G
ſchehen. Wenn es dann zu einer Entladung kommt, ſoll die Ge
walt der Sicherheitspolizei die Bevölkerung wieder beruhigen, das
iſt aber das untauglichſte Mittel. Bei der Rieſenernte hätte der
Handel beweiſen können, daß ſeine Loblieder auf den „freien“
Handel berechtigt find, oder die maßgebenden Stellen hätten der
wilden Preistreiberei ein Ende machen und preisregulierend ein
greifen müſſen. Letzten Endes ſind es ja die Schäden der
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung, die zu den
Teuerungsunruhen führen. Schäden, die reſtlos erſt mit der Be
feitigung der ganzen kaopitaliſtiſchen Wirtſchaftsanarchie ver-
ſchwinden werden. Jmmerhin kann man den Wucherern eine heil-
ſame Lehre erteilen, wenn man ſich zu energiſchen Maßnahmen
verſtehen würde, wie es vor wenigen Tagen in Köln geſchehen iſt.
Dort wurden mehrere Bauern wegen Obſtwuchers verhaftet und
dem Wuchergericht z Aburteilung vorgeführt. Das Gericht
machte gründliche Arbeit und ſprach Gefängnisſtrafen bis zu drei
Wochen ſowie Geldſtrafen von 5000 bis 7000 Mk. aus. Daneben
wurde auf Veröffentlichung des Urteils in den Zeitungen erkannt,

v die

J in 43 Bauern nunmehr e
führen, wurde mit den anderen Städten des beſerlen

wer Serbeige ad damit in allen Orden den
Bauern mit den gl n ſcharfen Mitteln en
5 Urteile das Uebel auch nkönnen, ſo wird dort der

ſein, zumal die beſchla r m.h er Kirſ
billigen Preiſen verkauft wu man hat
wenn die Bauern ſoweit ollten, wie bereits don
Seiten mitgeteilt wird, das len zu

Schifferſtreik in Danzig.
Danzig, 26. Juni. (WTB.) Nachdem vor kurzem die Ar

beiter der lZoerfſt und Maſchinenfabrik Klawitter und ebenſe
Hafenarbeiter in den Ausſtand getreten ſind, haben heute

mittag auch die Schiffsmannſchaften der Danziger Dampfſchiffahrt
und Seebäder h aft „Weichſel“ ſowie aller gen
Reedereien im Freiſtadtgebiet den Ausſtan klär t. Hier
durch iſt der geſamte Dampfer, Perſonen und Güterverkehr auf
den Strecken rn Neufahrwaſſer und Da e edorfNickelswalde ahmgele Durch den Ausſtand iſt der 4
mittel- und Marktverkehr aus dem Danziger Werder ſopie der
Leber betroffen, weil bei den letzteren auch kein
Schlepp und Bugſierdienft geleiſtet werden kann. Ausſtand
in der Binnenſchiffahrt wird mit neuen Lohnforderungen
begründet.

Allerlei.
Von polniſchen Banden überfallen.

Kattowitz, 27. Juni. (W. T.-B.) Jn Rainſchdorf bei Koſel
(Oberſchleſien) überfiel geſtern Abend, wie die Oberſchleſiſche Morgen
zeitung meldet, eine bewaffnete Bande Polen den Ortsverein heimats-
treuer Oberſchleſier. Ein Einwohner, der ſoeben zum zweiten Vor
ſitzenden gewählt worden war, wurde durch einen Schuß ſofort ge
tötet, ein weiterer Einwohner, der ar Beiſitzenden An worden
war, wurde ſo ſchwer verletzt, daß an ſeinem Aufkommen ge
zweifelt wird. Drei weitere Perſonen wurden ebenfalls ſchwer ver
letzt. Aus verſchiedenen Anzeichen geht klar hervor, daß der Ueber
fall organiſiert worden war.
„J Quittung des Parteiſ ekretariats.

Für die durch Waſſersnot d in Mansfeldfolgende Beträge ein: Friedrich Winkler 5 Mk., Gewerkſcha
Sennewitz 50 Mk., Verſammlungseintritt im Volkspark am 22. 6.
826,33 Mk. und Sektion der Gartenarbeiter (Staats- und Gemeinde
arbeiterVerband) 34,15 Mk.

Sozialdemokratiſcher Verein für Halle Saalkreis (USPD.).
ekretarigat.Das Partei

Der Betrag iſt nach Eisleben abgeführt. Weitere Beträge werden
entgegengenommen.

W

Sprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.

KeineWanze Iebt Saaſrreis- S
keine Höhe mehr, wo Fexrolda“ angew. wird. Verzaeh.
Se Garant. zugesiehbert. Verk. nur Sehurig, Steinweg 10.
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E.
Städtiſcher Verkauf von Bratfett

(kein Pflanzenfett)
in der Talamtſchule am Dienstag, den 29. Juni 1920.
Zugeighen um Einkauf werden die ber der

ebensmittelſcheine mit den Nummern 72501--78 500,
rmittags von 8-12 Uhr, und die Jnhaber der
ummern 78501--84500, nachmittags von 2-6 Uhr.

der mit Zuſ
widerrufli
Miniſters

II. 6. 2767

Abutf Grund des
(vom 22. Juni 191
mit s 9 der W23. September 1918, RG

timmung des Reichsarbeits miniſteriums
erteilten Ermächtigung des wenig

Volkswohlfahrt vom 21. Juni 1
wird hiermit daß vor

8 der Mieterſchutzverordnung

läufig bis zum 30. September 192
von Räumungsurteilen
und Vergleichen im Saalkre
des Kreismieteinigungsamtes abhängig iſt.

Halle, den 25. Juni 1919.,
Der Kreisausſchuß des Saalkreiſes.

Anordnung.

GBl. S. 591) in Verbindung
ohnungsmangelverordnung (vom

l. 143) und auf Grund
Gr. Vriohbstr. 51.

die Vollſtreckung
einſtweilen Verfügungen

iſe von der Zuſtimmung

Ad. Thiele.
s kann an fede I eines Haushaltes Pfund

zum Preiſe von für das halbe Pfund ab-
gegeben werden. G Ddenteson. SSS Er oder

Städtiſcher Verkauf von Käſe
in der Talamtſchule am Dienstag, den 29. Juni 1920.
ggelalen zum Einkauf werden die Jnhaber der

ebensmittelſcheine mit den Nummern 30001-32 300,
vormittags von 8—-12, und die Jnhaber der Nummern8301 500, nachmittags von2--6 Uhr. Es werden
an jede Perſon eines Haushaltes 70 Gr. zum Preiſe
von 60 Pf. abgegeben.

Städtiſcher Verkauf von Fleiſch und Wurfſt
konſerven und Roßgulaſch

i der Talamtſchule am Dienstag, den 29. Juni 1920.
zum Einkauf werden die Jnhaber der

ensmittelſcheine mit den Nummern 18001--27500,
8 12 Uhr, und die Jnhaber der

Kummern 27501--37 000, nachmittags von 2-6 Uhr.Segen Vorlage des Lebensmittelſcheines kann an
Haushalte mit einer Perſon eine eKilodoſe Fleiſch
und Wurſtkonſerven, an Haushalte mit zwei Perfoneneine 1eKilodoſe Roßgulaſch und an a telt mit
drei Perſonen eine eKilodoſe Fleiſch und Wurſt
Konſerven und eine 1Kilodofe Roßgulaſch uſw. ab-

werden. Der Verkaufspreis für eine
Kilodoſe Fleiſch und Wurſtkonſerven beträgt 5 Mk.

nd für eine 1-Kilodoſe Roßgulaſch 11 Mk. DieKRohgeiſchronſerven m auf dem ſtädtiſchen Schlacht für 2
hofe und unter ſtädtiſcher Aufſicht hergeſtellt worden.

Städtiſcher Verkauf von Trockenei
(4. Sonderverteilung)

bei DietzeRichert Werner.

für 1,40 Mk.

Erbſen 3,60
vormittags von

Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der
Lebensmittelſcheine mit den Nummern 72 501--78500,

Städtiſcher Lebensmittel- Verkauf.
Amerikaniſche Milch, markenfrei, Doſe 4,50 Mk.

onſumverein, Seidel, Si

Haushaltungen, welche durch
tellen nicht beliefert worden ſind, wollen
Dienstag, den 29. tim Lebensmittelamt, Leipzi

Butter vom Diepetag n 29.
aferfloVerkaufsſtellen ren

früchte, markenfrei e
s

kaufsſtellen. Kartoffeln für die 18. und 19. Wo

Fernruf 4671.

Erstaufführung

„ICNCCGE M
Das Schicksal einer Ehe in 5 Akten.

in der Hauptrolle: Lya Mara.
Vorfährung: 4.45 6.60 9.00 Uhr.

Lustspiel in 3Akten mit Gerhard Dammanu.

Apollo theutersvnr
Nur noch S Tage.

o Dle Erhtante
mit Paul BReckKers und Fritz Thurm

in den Hauptrollen.

Ab 1. Jul. Operettengastsplel
des Kölner Metropolthedters,

Direktion: Kurt Broek.
Musſikalische Leitung Dr. Hans Kassebounm.
Ensembleleitung: Direktor Engen Menso n.

1914

Er.
mon, Jiceler;

Brotaufſtrichmittel. lle die
Verſehen der Verkaufsn Dur bei vollem

Wochentags auf allen Plätzen bis
5 Uhr nachmittags kleine Preise

rogramm V rnruf 4 Fernruf 5788
Juni, vormittags von 8--12 Uhr,

ger Str. Rr. 1, melden.Juni, 46 Gramm
Sonntags u. Wochentags Einlas s Beginn 4Uhr. IIIIIIIIIIII

chen, ſoweit noch in den
arkenfrei. Hülſen- hm

gſcsghren 2,80 Mk., Viktoria
Pfund in den bekannten Ver

fund, das Pfund für 3

Dampferfahrt
Genzmerbrücke--Rabeninsel.

Regelmässige Fahrten:
von S Uhr,

Ie el.
Ein hochaktuelles
Drama in 6 Akten
nach d. bekannten

oder

Deßanen deuten

gusnahmoweije e Hienstags u. Freitag Uhr mit Musik. e Eino eehott Beor-en hen hellen v Teſchnin Kee ren r ragge d ſage in e Antefe Stuch Handiäſe für 80 V. e den *660 Bergman Jabnstr. 2. Tel. 4359., Indes üer: In den Hanptrollge-
Juni er., nachmittags 1 ühr, KRir. 1751 2100. n denHauptrollen:! Gonrad VoidtKrankenbrot, 325 g f. 88 Pf. Kinder u. Kranke auf e Stadttheater Heh. Peer Gele Sand

el xäins aaetoigt, eſche Straße. el für Kinder,atte J e üben De a We e X da r. C. Beckersachs Verur. 420830
arten wöchen e ermehl, das ni der ehe Die Heigtersinger Ts Pfund, Gerſtenme s Pfun turaua hdir n in den bebannen Bactereiet Schmals verzinnt 27.35 von Nürnberg. Nenest Vocherdercin. Neue

Weh do r ſur i harten Abſchnine der Mittwoch. Kogiun 4 Vhr. Bozinn 4 Vhr-r Emiſiia Gnſottt. Wochentags bis 5 Uhr Kleine ProlgeDelitz ſch, den 26. Juni 1920. bel vollem ProgrammDer Magiſtrat. kmpfehlen zur Anchaftang:
vormittags von 8—12, und die Jnhaber der Nummern
76501 81 500, nachmittags von 26 Uhr. Es können
an pe Perſon eines Haushaltes 50 Gramm zum

e von 4 Mk. abgegeben werden. 50 Gramm Se Bitterfeid. SBrEr enei entſprechen der Güte von 5 Eiern.

Städtiſcher Verkauf von Malzextrakt
an Kinder bis zu 12 Jahren in der Talamtſchule
am Dienstag, den 29. Juni 1920. Zugelaſſen zum
Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine
mit den Rummern 18001-27 500, vormittags von 8
bis 12, und die Jnhaber der Nummern 27501--37
nachmittags von 2—6 Uhr. a Frage des
Sbensmittelſcheines kann an jedes Kind bis zu

Jn der Woche

diSpeiſefettverteilang e V Fzve vom 27. Juni

werden 50 Gramm Butter und 50 Gramm
Schmalz an die Verſorgungsberechtigten ausgegeben.

Bitterfeld, den 25. Juni 1920.
000, Der Kreisausſchuß des Kreiſes Bitterfeld.

vom 27. Juni bis 3. Juli 1920
slands tetknaleEinn

I2 Jahren eine Doſe zum Preiſe von 4,30 Mk. ab
gegeben werden.

Abänderung der Bekanntmachun vome 1920 en die Preiſe für Srenghe mit
irkung ab heute wie folgt feſtgeſetzt: Ab Lagern r Verbraucher: 1 Zentner ungeſchnitken

eſchnitten 12,50, 1 Zentner gek., 1 Zentnerz Mk., frei Haus bis zujpalten, alſo ofenfertig 13,50r Mk. pro Zentner mehr. Bei Abnahme von
S Zentnern und mehr 50 Pf. pro Zentner Ermätzigung.

nüppelholz an zentnerweiſe Bezieher 9 pro
entner. Der Verkauf von Bündelbolz, Zaun und
takethölzern uſw. erfolgt zu den bisherigen Preiſen.
Halle, den 25. Juni 1920.

Die Ortskobhleuſtelle.

Orfsbehörden bitten wir, für Bekanntmachung im
Intereſſe der Einwohnerſchaft Sorge zu tragen.

Bitterfeld den 23. Juni 1920.
Der Magiſtrat. Wohnungsamt. Fruhner.

Was die Arbeiterräte
wollen und ſollen

von Rich. Müller.
Pr. 60 Pfg., Porto20Pf.

die Entſtehung der
Räterepublik üngarn
gen Karl R

r. 60 Pfg., Porto20Pf.

III
einsohliesslich Kartensteser.

Ansichis-Postharten
empfiehlt Die Volks- Guohhandiung-

d „;m—Die Verbraucher erhalten bei ihrem S
auf Nr. 7 der gelben Kreislebensmittelkarteza ß rhrmittel zu den bekannten PreifeJ. V.: Stammer, Kreisdeputierter. Werſind die Kommuniſten derſelben richtet ſich den Irſiteſtanden der

von Stecklow. Kleinhändler. Feier Kleinhändler, die keineDer Berkehr und die Arbeiten im hieſigen Woh Pr. 60 Pfg., Porto20 Pf. Veſtbeſtände mehr haben, die Ackerbohn enungsamt und Mieteinigungsamt haben einen 26 cm 27,65 Zu beziehen durch die Die Marken verlieren ihre Gültigkeit am 6. d.
ſo ſiarken Umſang angenommen, daß auf eine ge Bitterfeld den 21. Juni 1920.regelte Tätigkeit nur zu rechnen iſt. wenn die Ver Volks buchhandlung Tee v 6kehrszeit auf das Notwendigſte beſchränkt wird. Das Der J ge es itterfed.ehe r beiden rege 19 I. Hafie a. S., Harz 42/44. Stammer, Kreisdeputierter.

es nur no enstags un gs, von8.-3 Uhr, für den Publikumverkehr geöffnet. J Se Modernes Sofa und Bekanntmachung.
Berkehrszeit gilt auch für die Anträge auf Auf FerkNähmaſchine zu kaufenhebung der Wohnungskündigungen, welche am geſucht. Off. u. V. 672 Bei einem Pferde des Rittergutes Gutenbergnächſten Kündigungstermin geſtellt werden. Die v a. d. Exp. d. Ztg. erb. 1909 iſt die Rände kreistierärztlich feſtgeſtellt und ſind

*874

Suche Wohnung henSchalaunischestraße 8.
tube, Kammer, Küche 2
abelsbergerstr. 25 part. 2

die erforderlichen Sperrvorſchriften angeordnet.
Gutenberg b. HalleTrotha, den 26. Juni 1920

*876 Der Amtsvorſteher.
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